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Die Debatte um das Gebäudeenergiegesetz 2023 
Eine poststrukturalistische Diskursanalyse zur Hegemonie neoliberaler 
Bedeutungsstrukturen im parteipolitischen Mediendiskurs 

LEON SCHRÖTER 

Zusammenfassung 
Die Arbeit untersucht die parteipolitische Debatte um das Gebäudeenergiegesetz 2023 in 
Deutschland mithilfe einer poststrukturalistischen Diskursanalyse. Ausgehend von der Diskurs-
theorie Ernesto Laclaus und Chantal MouSes wird rekonstruiert, wie CDU/CSU, FDP, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen das sogenannte Heizungsgesetz im parteipolitischen Mediendiskurs arti-
kulierten. Ziel ist es, zu analysieren, inwieweit dieser Diskurs durch eine neoliberale Hegemonie 
geprägt ist. Dafür werden zentrale Knotenpunkte, Antagonismen und diskursive Trennlinien der 
jeweiligen Parteidiskurse herausgearbeitet und anschließend im Lichte neoliberaler Bedeutungs-
strukturen interpretiert. Die Analyse zeigt, dass sich die Debatte nur oberflächlich um technische 
Fragen der Wärmewende drehte. Auf einer tieferen Bedeutungsebene verhandelten die Parteien 
grundlegende Vorstellungen von Freiheit, Verantwortung, Sicherheit, Gerechtigkeit, Rationalität 
und politischer Problemlösung. Trotz deutlicher parteipolitischer Unterschiede reproduzieren 
alle untersuchten Diskurse neoliberale Logiken, insbesondere Markt-, KosteneSizienz-, Wettbe-
werbs-, Anreizsetzungs-, Problemlösungs- und Konsenslogiken. Das Gebäudeenergiegesetz er-
scheint damit weniger als eigener diskursiver Mittelpunkt, sondern als Anlass einer breiteren Aus-
einandersetzung um gesellschaftliche Deutungshoheit. 

Schlagwörter 
Heizungsgesetz; Laclau und MouSe; Hegemonie; Klimapolitik; Wärmewende 

Abkürzungsverzeichnis 
AfD = Alternative für Deutschland 
AKW = Atomkraftwerk 
BMWK = Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
CDU = Christlich Demokratische Union Deutschlands 
CSU = Christlich-Soziale Union in Bayern e.V. 
Die Grünen = Bündnis 90/Die Grünen 
FDP = Freie Demokratische Partei 
GEG = Gebäudeenergiegesetz 
SPD = Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
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1. Einleitung 
Die Gegenstände politischer Debatten beweisen in regelmäßigen Abständen, dass sich nahezu 
jedes Thema eignet, um den Konflikt verschiedener politischer Vorstellungen um die Deutungs-
hoheit auszufechten. Letztlich scheint es, als verhandeln sie alle – trotz des unterschiedlichen 
Gegenstandes – dieselbe Sache, nämlich Vorstellungen vom Richtig und Falsch des gemeinsa-
men Zusammenlebens. In einer typischen politischen Debatte um eine inhaltliche Richtungsent-
scheidung, beispielsweise zu einem Gesetz, werden die verschiedenen Möglichkeiten schnell zu 
einem Symbol bestimmter Vorstellungen von Gesellschaft, Gemeinwesen und Staat. Die Kern-
konflikte scheinen dabei oft ähnlich: Ist Option A oder B eSizienter? Darf die Gemeinschaft ent-
scheiden oder sollte es jeder und jedem selbst überlassen bleiben? Welche Entscheidung ist ge-
rechter? Welche Faktoren sollen in der Entscheidung besonders berücksichtigt werden? Und ist 
es überhaupt notwendig, darüber zu streiten? Das sind nur ein paar Fragen, die beispielhaft ver-
deutlichen sollen, dass hinter jeder politischen Debatte um eine Sache meist viel mehr steht und 
sich an ihr der ständige Aushandlungsprozess um die Deutungshoheit in einer Gesellschaft zeigt. 
Ebenso zeigt sich, welche Vorstellungen – oder Bedeutungsstrukturen – bereits fest verankert in 
der Gesellschaft sind. Denn wer sagt, dass es nicht auch eine Option C gibt? 

Wie im späteren Verlauf der Arbeit genauer herausgearbeitet wird, sagt bereits die Festlegung, 
über welche Optionen in einer Gesellschaft überhaupt verhandelt wird, und über welche eben 
nicht, viel über die Bedeutungsstrukturen in einer Gesellschaft aus. Hier zeigen sich tieferliegende 
Vorstellungen, die – so scheint es – gar nicht mehr zur Debatte stehen, weil sie bereits als schein-
bar selbstverständlich angesehen werden. Doch sobald die Vorstellung akzeptiert wird, dass die 
gleiche Debatte auch über die Option A und C geführt werden könnte, eröSnet sich ein spannen-
des Forschungsfeld, in dem tieferliegende Vorstellungen einer Gesellschaft oSenbar werden kön-
nen. So kann ein besseres Verständnis über die Gesellschaft selbst erlangt wie auch dazu beizu-
tragen werden, dass das Bewusstsein geschärft wird, dass es immer mehr mögliche Optionen 
gibt als jene, die in einer Gesellschaft zu einem Zeitpunkt verhandelt werden. 

Fallbeispiel zur Sichtbarmachung dieses Phänomens soll die Debatte um die Novellierung um 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG), auch „Heizungsgesetz“ (Asc, Reuters, und Dpa 2025)1 ge-
nannt, in Deutschland im Jahr 2023 sein. Gegen Ende des Winters 2022/23, in dem die Gefahr 
einer Gasmangellage drohte, wurde ein Gesetzesentwurf an die Medien zugespielt, welcher – ne-
ben vielen anderen Maßnahmen – den Verbot von neuen Öl- und Gasheizungen ab 1. Januar des 
Folgejahres 2024 vorsah. Verfasst wurde der Entwurf vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) unter Bundesminister Robert Habeck, der fortan zum Symbol des soge-
nannten Heizungsverbots wurde. Die daraufhin entfachte öSentliche und mediale Debatte um 
das Heizungsgesetz war von starker Empörung geprägt, was vermuten lässt, dass es um etwas 
viel tiefergehendes als um ein einfaches Gesetz zu Heizungen in Gebäuden zu gehen schien. Die 
Bild titelte: „Habeck will Öl- und Gas-Heizungen verbieten“ (Schäfer 2023c), der BegriS Heizungs-
Stasi belegte den dritten Platz der Unwörter des Jahres 2023 (vgl. Deutschlandfunk 2024) und ein 
Cover des Nachrichtenmagazins Der Spiegel zeigte Robert Habeck, wie er eine Gasheizung mit 
einer Axt zerstört (vgl. Der Spiegel 2023). 

Nicht nur in der medialen Debatte war das Heizungsgesetz äußert umstritten. Auch bei den 
verschiedenen Parteien resonierte das Gesetz. Während die deutlichste Kritik von der Opposition, 

 
1 In dieser Arbeit wird der Einfachheit halber nachfolgend der Begri6 Heizungsgesetz verwendet. 
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der CDU/CSU, kam, machte auch die FDP klar, dass sie das Gesetz in der Form zunächst nicht 
unterstützen wolle. Die SPD als größte Regierungspartei äußerte stellenweise ebenfalls Beden-
ken, so dass sich die Grünen als Partei des Wirtschaftsministers Robert Habeck in der Defensive 
sahen. Dass diese vier Parteien2 unterschiedliche Vorstellungen von und Perspektiven auf das Ge-
setz haben, ergibt sich allein schon aus ihren jeweiligen Selbstverständnissen als Parteien. Doch 
welche Vorstellungen teilen all diese Parteien – möglicherweise auch unbewusst – miteinander? 
Lässt sich eine gemeinsame, grundlegende Bedeutungsvorstellung dieser vier Parteien erkennen, 
die im 20. Deutschen Bundestag über dreiviertel3 der Wähler:innenstimmen repräsentierten (vgl. 
Die Bundeswahlleiterin, Pressestelle 2021)? Dem nachzugehen ist Anliegen der vorliegenden Ar-
beit. Sie geht deswegen folgender der Forschungsfrage nach: Inwieweit ist der parteipolitische 
Diskurs in der Debatte um das Gebäudeenergiegesetz im Jahr 2023 in Deutschland durch eine 
neoliberale Hegemonie geprägt? 

Die Debatte um das Heizungsgesetz wurde ausgewählt, da sie exemplarisch für viele politi-
schen Debatten der Gegenwart steht. Ziel ist es, dass die gewonnen Erkenntnisse dieser Arbeit 
auf zeitgenössische politische Debatten in Deutschland übertragen werden können und so ein 
besseres Verständnis von der Denkweise politischer Parteien und – da sie wie zuvor beschrieben 
einen großen Teil der Bevölkerung repräsentieren – der Gesellschaft als Ganzes zu gewinnen. Mit-
hilfe der Theorie von Laclau und MouSe wird ebenjener angestrebte Erkenntnisgewinn ermöglicht, 
da die vordergründigen Sachfragen in der Debatte nach der besten Heizungstechnik oder den 
plausibelsten Argumenten in den Hintergrund gestellt werden, um im Sinne der Soziologie Er-
kenntnisse über die dahinterliegende Konstruktion von Bedeutungen in der Gesellschaft zu ge-
winnen. Die Verknüpfung mit dem Neoliberalismus dient dazu, die Ergebnisse der Diskursanalyse 
nicht im luftleeren Raum des Poststrukturalismus stehen zu lassen, sondern im Lichte einer wei-
tergehenden, kritischen Analyse zu betrachten. Der Neoliberalismus als eine spezifische Bedeu-
tungsstruktur soll als analytische Prüfschablone dienen, um zu untersuchen, welche Annahmen 
in der Gesellschaft vorherrschen und möglicherweise hegemonial geworden sind. Da der Neoli-
beralismus in der Literatur vielfach als die aktuelle hegemoniale Ordnung beschrieben wird 
– siehe dazu Kapitel 4.4, soll auch das mit dieser Arbeit überprüft werden.  

Um der Forschungsfrage nachzugehen, soll zunächst in Kapitel 2 der Verlauf der Debatte 
nachgezeichnet werden, sodass die in der Analyse genutzten Zitate verständlicher werden. In Ka-
pitel 3 soll der bisherige Forschungsstand zu dem Thema beleuchtet werden. Hier wird sowohl 
Forschung mit Bezug zum Heizungsgesetz betrachtet, sowie Forschung betrachtet, die die hier 
genutzte Theorie der Diskursanalyse in ähnlicher Weise auf einen dieser Arbeit naheliegenden 
Forschungsgegenstand anwenden. So soll schließlich aufgezeigt werden, welche Forschungslü-
cke die Wissenschaft bisher unbeleuchtet lässt; in Bezug auf die Debatte um das Heizungsgesetz, 
aber auch in der Anwendung der hier genutzten Diskurstheorie. In Kapitel 4  wird die Theorie dar-
gestellt, die zur Analyse des Fallbeispiels im Späteren genutzt werden soll. Diese ist zum einen 
die poststrukturalistische Diskurstheorie nach Ernesto Laclau und Chantal MouSe, für die zuvor 
auf den Poststrukturalismus als solches eingegangen wird, zum anderen Theorien zum Neolibe-
ralismus, wie sie vor allem Michel Foucault und Wendy Brown beschreiben. In Kapitel 5 wird die 
genutzte Methodik erläutert und begründet sowie die Zusammenstellung des Analysekorpus er-
klärt. In Kapitel 6, dem Hauptteil dieser Arbeit, wird zunächst die Diskursanalyse durchgeführt 

 
2 Die Parteien CDU und CSU werden in dieser Arbeit – als Schwesterparteien und gemeinsam in einer Fraktion im Bun-
destag (vgl. Deutschland.de 2025) – wie eine Partei behandelt. 
3 Eigene Berechnung auf Grundlage der Quelle. 
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und anschließend die Ergebnisse im Lichte des Neoliberalismus analysiert. Im abschließenden 
Kapitel 7 werden die gewonnenen Erkenntnisse zusammengefasst und die Forschungsfrage be-
antwortet. 
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2. Darstellung der Debatte 
Das Gebäudeenergiegesetz – genauer das „Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung 
erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden“ (Bundesamt für Justiz 2023)  
– besteht seit 2020 und wurde von der sogenannten Großen Koalition aus CDU, CSU und SPD im 
Kabinett Merkel IV verabschiedet (vgl. Apel und Wurmstädt 2023) (vgl. Der Bundeskanzler ohne 
Jahr). Im Koalitionsvertrag der sogenannten Ampelkoalition aus SPD, Grüne und FDP (vgl. Die Zeit 
ohne Jahr) schrieb diese im Jahr 2021 fest, dass „[z]um 1. Januar 2025 [...] jede neu eingebaute 
Heizung auf der Basis von 65 Prozent erneuerbarer Energien betrieben werden [soll]“ (SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP 2021, 70). 

Beginn der hier zu untersuchenden Debatte ist der 27. Februar 2023. An diesem Tag4 veröf-
fentlichte die Bild einen Artikel mit der Überschrift: „Schon ab 2024! Habeck will Öl- und Gas-
Heizungen verbieten“ (Schäfer 2023c). Ein Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Gebäudeener-
giegesetzes (siehe dazu Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und Bundesministe-
rium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 2023) lag zu diesem Zeitpunkt der Bild sowie 
unter anderem der Süddeutschen Zeitung vor (vgl. Süddeutsche Zeitung 2023). Nach der Veröf-
fentlichung des Artikels der Bild begann ein breite und kontroverse Debatte über das geplante Ge-
setz. So schrieb Die Zeit: „Wohl noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik hat es für ein ein-
faches Regierungsgesetz so viele Anläufe gebraucht, gab es so viel Streit, überraschende Wen-
dungen und unerwartete Hindernisse“ (Caspari u. a. 2023). Die Debatte um das Heizungsgesetz 
fand ein vorläufiges Ende, als das Gesetz am 8. September 2023 schließlich in überarbeiteter 
Form im Bundestag beschlossen wurde (vgl. Deutscher Bundestag, Internetredaktion 2021). 

Die wichtigsten Ereignisse in dieser Debatte im Überblick: Am 27. Februar 2023 veröSentlicht 
die Bild den Artikel zum Gesetzesentwurf (siehe Schäfer 2023c). Am 2. März 2023 kritisiert FDP-
Finanzminister Christian Lindner den Gesetzesentwurf öSentlich (vgl. Schäfer 2023b). Am 28. 
März 2023 bekennt sich der Koalitionsausschuss der Bundesregierung in einem gemeinsamen 
Beschluss erneut zu dem Ziel, „gesetzlich festzuschreiben, dass ab dem 1. Januar 2024 möglichst 
jede neu eingebaute Heizung zu 65 Prozent mit Erneuerbaren Energien betrieben werden soll“ 
(Koalitionsausschuss der Bundesregierung 2023). Am 19. April 2023 beschließt das Bundeskabi-
nett einen Gesetzesentwurf des Heizungsgesetzes. Finanzminister Lindner legt diesem eine Pro-
tokollnotiz bei, in der er auf die Notwendigkeit weiterer Veränderungen an dem Gesetz verweist 
(vgl. Albrecht, Dpa, und Afp 2023). Am 25. Mai 2023 schickt die FDP 77 Fragen zum Heizungsge-
setz an das BMWK (vgl. Kersting, Olk, und Stratmann 2023). Am 10. Juni 2023 demonstrieren etwa 
13.000 Menschen in Erding gegen das Heizungsgesetz (vgl. Bogner, Crefeld, und Dpa 2023). Am 
13. Juni 2023 verkünden die Fraktionsvorsitzenden von SPD, Grüne und FDP eine Einigung im 
Streit um das Heizungsgesetz (vgl. Löhr 2023). Am 15. Juni 2023 findet die erste Lesung des Ge-
setzes im Bundestag statt (vgl. Deutscher Bundestag, Internetredaktion 2021). Am 5. Juli 2023 gibt 
das Bundesverfassungsgericht einem Eilantrag eines Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion statt, 
in dessen Folge die zweite und dritte Lesung des Gesetzes nicht vor der parlamentarischen Som-
merpause stattfinden kann (vgl. Bundesverfassungsgericht 2023). Am 8. September 2023 wird 
das Gesetz schließlich im Bundestag beschlossen (vgl. Deutscher Bundestag, Internetredaktion 
2021). 

 
4 Der Artikel wurde nach der Verö3entlichung bearbeitet und ist daher mit dem 2. März 2023 datiert. Ein 
Beitrag auf der Plattform X von der Bild, in der sie diesen Artikel bewirbt, ist jedoch noch mit dem ursprüng-
lichen Datum versehen (siehe dazu Bild 2023). 
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Zur Kontextualisierung sei noch auf drei weitere Debatten hingewiesen: Im Winter der Jahre 
2022/2023 gab es eine breite öSentliche Debatte über die Abschaltung bzw. den Weiterbetrieb 
der bis dahin noch laufenden Atomkraftwerke (AKW) in Deutschland, welche schließlich am 15. 
April 2023 abgeschaltet wurden (vgl. Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Die Debatte um 
den Weiterbetrieb der AKW ebenso wie die Debatte um das Heizungsgesetz fanden nur wenige 
Monate nach Beginn einer Energiekrise in Deutschland in Folge des russischen AngriSskriegs auf 
die Ukraine und den daraus resultierenden politischen Spannungen zwischen Deutschland und 
Russland sowie des Lieferstopps von russischem Erdgas im Jahr 2022 statt (vgl. Münchenberg 
2022). Die Themen Energie und Heizen waren also bereits in der ÖSentlichkeit präsent. Darüber 
hinaus ereignete sich im Zeitraum der Debatte um das Heizungsgesetz die sogenannte Trauzeu-
gen-ASäre: nach Bekanntwerden von Regelverstößen eines Staatssekretärs im BMWK wurde die-
ser nach öSentlichem Druck von Robert Habeck entlassen (vgl. Haselberger und Sturm 2023). Im 
Bundestagswahlkampf 2025 war das Heizungsgesetz ebenfalls Thema: CDU/CSU sowie SPD for-
derten, das Gesetz nach der Wahl erneut zu verändern (vgl. Tagesschau 2025a). 
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3. Forschungsstand 
Bevor im weiteren Theorie und Methodik vorgestellt und schließlich die Analyse durchgeführt wer-
den, soll zunächst die bestehende Forschungslandschaft betrachtet werden. So soll zum einen 
beleuchtet werden, welche Erkenntnisse bereits zu der Debatte um das Heizungsgesetz vorlie-
gen, andererseits einige Beispiele für die Anwendung der hier gewählten Theorien präsentiert wer-
den. So soll schließlich die Forschungslücke, die diese Arbeit zu schließen versucht, identifiziert 
werden. 

3.1 Zur Debatte um das GEG  
Einen Überblick über den Verlauf der Debatte aus journalistischer Perspektive gibt Robin Alexan-
der (2025). Er zeichnet zunächst die Hintergründe in der Entstehung des Gesetzes nach und gibt 
eine Erklärung für das Scheitern des ersten Entwurfs. In der Nachzeichnung der Debatte nutzt er 
sein Wissen als Journalist und gibt verschiedene Hintergrundeinblicke mit Fokus auf die Macht-
dynamiken innerhalb der Regierung (siehe dazu Alexander 2025, 231–53). Eine eigene Reflexion 
als zentrale Figur der Debatte unternimmt Robert Habeck (2025). Er beschreibt aus seiner Sicht 
die Vorteile des Gesetzes und reflektiert gemachte Fehler. Als Kontext interessant, sollte beim Le-
sen jedoch der subjektive Blick des Autors ebenso wie der VeröSentlichungszeitpunkt während 
des Bundestagswahlkampfs 2025 beachtet werden (siehe dazu Habeck 2025, 36–41). Die Tages-
schau bietet einen Überblick über die Debatte um das Heizungsgesetz nach 2023. Sie betrachtet 
die Forderungen der Parteien aus den Wahlprogrammen zur Bundestagswahl 2025 (siehe dazu 
Tagesschau 2025b) und die Debatte in der aktuellen Legislaturperiode zur erneuten Reform des 
Gebäudeenergiegesetzes (siehe dazu Tagesschau 2025c). 

Eine wirtschaftswissenschaftliche Perspektive bietet Fritz Söllner (2023) mit einem Blick auf 
die ökonomischen und ökologischen Folgen des Gesetzes. Er kritisiert unter anderem den aus 
seiner Sicht stark ordnungspolitischen Ansatz, welcher gegen das grundlegende Prinzip der sozi-
alen Marktwirtschaft verstoße (siehe dazu Söllner 2023). Einen Überblick über die juristische Be-
deutung des neuen Gebäudeenergiegesetzes ist im Beck-Verlag erschienen (siehe dazu Hennig 
u. a. 2024). Aus verhaltensökonomischer Perspektive analysieren Markus Dertwinkel-Kalt und 
Max Grossmann (2025) Kommunikation in der Klimapolitik. Dafür betrachten sie die Debatte um 
das Heizungsgesetz. So sei das Heizungsgesetz in der Debatte als „überstürzt, bevormundend 
oder schlichtweg als zu teuer wahrgenommen“ (Dertwinkel-Kalt und Grossmann 2025, 495) wor-
den. Während die Ursache dafür gemeinhin in „schlechter Kommunikation“ (Dertwinkel-Kalt und 
Grossmann 2025, 495) gesehen werde, kommen sie nach verschiedenen Erhebungen zu dem Er-
gebnis, dass es keinen messbaren Zusammenhang zwischen dem Wissen über das Gesetz und 
einer positiven Haltung zu diesem gebe. Vielmehr sei der entscheidende Faktor die generelle Ein-
stellung zum Klimaschutz, die die Haltung zum Gesetz bestimme. So zeigen Personen, die dem 
Klimaschutz positiv gestimmt sind, eine positive Haltung zu dem Gesetz, unabhängig ihres jewei-
ligen Wissenstand über dieses (vgl. Dertwinkel-Kalt und Grossmann 2025, 496). Sie kommen zu 
dem Schluss, dass „politische Konflikte eben auch Wertekonflikte“ (Dertwinkel-Kalt und 
Grossmann 2025, 498) seien. Demnach helfe in der politischen Kommunikation klimapolitischer 
Vorhaben keine ausschließlich besonders informationsreiche Kommunikation (vgl. Dertwinkel-
Kalt und Grossmann 2025, 496). 

Mehrere Autor:innen beschäftigen sich mit der medialen Berichterstattung über das Hei-
zungsgesetz. Die Journalisten Holger Klein und Malte Kreutzfeldt (2023) gehen in einem Podcast 
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der Frage nach, wie und weshalb die Medien selbst Angst vor dem Heizungsgesetz erzeugen. Für 
sie spielen zum Beispiel fehlende Fachkenntnis der Journalist:innen eine Rolle, aber auch eine 
Kampagne der Gasnetzbetreiber (siehe dazu Klein und Kreuzfeldt 2023). Eine Einordnung von 
Falschbehaupten zum Heizungsgesetz unternimmt Paulina Thom (2025). Dabei untersucht sie 
unter anderem die Behauptung, dass das Wirtschaftsministerium ursprünglich plante, auch funk-
tionierende Heizungen mit fossilen Energieträgern ab einem Stichtag zu verbieten (siehe dazu 
Thom 2025). Sibylle Braungardt, Friedhelm Keimeyer und Carmen Loschke (2024) analysieren die 
verschiedenen Entwürfe des Gesetzes und die Veränderungen im Laufe der Debatte auf Policy-
Ebene sowie die jeweilige mediale Rezeption dieser Änderungen. Sie betrachten dabei die Be-
richterstattung in der Bild und können die Forschungslandschaft gleichzeitig durch eine tech-
nisch-naturwissenschaftliche Perspektive auf das Gesetz ergänzen. Die Analyse der Zeitungsar-
tikel erfolgt mithilfe einer quantitativen Sprachanalyse und wird qualitativ durch eine Analyse do-
minierender Narrative und häufig genutzter Phrasen komplettiert  (siehe dazu Braungardt, 
Keimeyer, und Loschke 2024). 

Ann-Kathrin Büüsker und Mirjam Kid attestieren Problematiken in der Berichterstattung durch 
den Umfang des Gesetzesentwurfs von 170 Seiten, der eine tiefe Einarbeitung durch Journalist:in-
nen schwer mache, aber auch durch die starke Fokussierung der Medien auf besonders laute Kri-
tiker:innen, wie dem FDP-Politiker Frank SchäSler (siehe dazu Büüsker und Kid 2023). Der Frage, 
welchen Einfluss der Hauptaktionär des Verlags der Bild bei der Berichtserstattung ausgeübt ha-
ben könnte, gehen Christina Deckwirth und Aurel Eschmann (2024) nach. Sie kommen zu dem 
Ergebnis, dass die aus ihrer Sicht klar negative Haltung der Bild zu dem Gesetz mit finanziellen 
Interessen des Hauptaktionärs zu tun haben könnte, der Anteile an Firmen mit Bezug zu fossiler 
Energie hält (siehe dazu Deckwirth und Eschmann 2024). Martin Unfried (2023) analysiert die De-
batte aus der Perspektive der Politischen Kommunikation und kommt zu der Erkenntnis, dass die 
Debatte zu einem Kulturkampf gegen die Grünen erwachsen sei. Auch erläutert er, weshalb die 
Debatte um die Umstellung von Heizungen in den Niederlanden oder der Schweiz nicht derart 
konfliktbehaftet ablief (siehe dazu Unfried 2023). 

Tobias Haas u. a. (2025) untersuchen in einer Studie die Blockierung von Klimapolitik durch 
Rechtspopulist:innen am Beispiel der Debatte um das Heizungsgesetz. Dabei lassen sich Paral-
lelen zu der vorliegenden Arbeit erkennen. Zunächst gehen sie auf den Kontext der Debatte und 
die Rolle der verschiedenen Parteien ein, beschränken sich hier jedoch auf CDU/CSU, FDP und 
AfD. Sie identifizieren im nachfolgenden fünf diskursive Stränge bzw. „discursive practices that 
led to a weakening of the GEG“ (Haas u. a. 2025, 2). Der hier verwendete BegriS der diskursiven 
Praxis scheint jedoch nicht im Verständnis nach Laclau und MouSe genutzt zu werden. Sie stellen 
ebenso fest, dass es in der Debatte weniger um klimapolitische Argumente ging, als viel eher um 
eine Debatte, die sich in dem dichotomen Narrativ Die einfachen Leute gegen Die Elite bewegt 
(vgl. Haas u. a. 2025, 2). Die fünf identifizierten Diskursstränge sind: „Expropriation (1), Disenfran-
chisement (2), Ideological Driven (3), Green Cronyism (4), and the Demand to Take Everyone Along 
(5)“ (Haas u. a. 2025, 3). Im Unterschied zu dieser Arbeit ist ihre Analyse der Aussagen jedoch mit 
einem Umfang von etwa einer Seite und einem Gesamtumfang des Paper von fünf Seiten deutlich 
kürzer als die Analyse der vorliegenden Arbeit. Zudem werden die Aussagen der drei betrachteten 
Parteien in der Arbeit von Haas u. a. (2025) zusammengenommen, um die grundsätzliche Kritik 
rechtspopulistischer Akteure an dem Gesetz zu analysieren. Die Autoren stellen selbst fest, dass 
„a more in-depth analysis is needed to what extend these discourses are driven by other societal 
interests and deeper societal conflicts” (Haas u. a. 2025, 3) (siehe dazu Haas u. a. 2025). 
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Eine durchaus umfassende Studie zur Debatte um das Heizungsgesetz fertigten Pablo Jost, 
Matthias Mack und Johannes Hilije (2024) an. Auf etwa 40 Seiten analysieren sie die mediale Be-
richterstattung um das Heizungsgesetz und leiten daraus Lehren für die Politik ab. Dazu analysie-
ren sie mithilfe einer quantitativen Inhaltsanalyse über 2000 Artikel aus knapp 20 Medien, be-
trachten aber vor allem „Vielfalt, Ausgewogenheit und faktische Richtigkeit“ (Jost, Mack, und 
Hillije 2024, 2). Sie untersuchen weder die Aussagen der Parteien oder nehmen eine qualitative 
Analyse vor, noch analysieren sie die diskurstheoretischen Bedeutungen der Aussagen. Die For-
schungsfragen im ersten Teil der Studie, der Analyse, beschäftigen sich mit den thematischen 
Schwerpunkten, der Präsenz verschiedener Akteur:innen, der Bewertung des Gesetzes selbst und 
der Unterschiedlichkeit der Berichtserstattung zwischen den Medien (vgl. Jost, Mack, und Hillije 
2024, 9 f.). Der zweite Teil der Studie befasst sich mit den aus der Analyse zu ziehenden Lehren für 
klimapolitische Debatten (siehe dazu Jost, Mack, und Hillije 2024). 

Die Untersuchung der Forschungslandschaft lässt somit Forschungslücken auf verschiede-
nen Ebenen erkennen. Zum einen beschränken sich bisherige Untersuchungen vor allem auf die 
Untersuchung von Medien in der Debatte, nicht auf spezifisch parteipolitische Akteure. Auch fin-
den sich eher quantitative Analysen oder Inhaltsanalysen, keine, die auf tiefgehender Ebene die 
Bedeutung der Debatte analysieren. So ergibt sich eine Forschungslücke in Bezug auf die For-
schung zu der Debatte um das Gebäudeenergiegesetz, die diese Arbeit zu schließen versucht. 

3.2 Zur Anwendung von Theorie und Methodik 
Obgleich die Diskurstheorie von Ernesto Laclau und Chantal MouSe keine klar definierte Metho-
dik hervorbrachte, finden sich verschiedenste Arbeiten, die ihre Theorie zur Analyse von Diskur-
sen zur Anwendung bringen. Einige Arbeiten sollen exemplarisch betrachtet werden, um auch hier 
den bisherigen Forschungstand zu beleuchten.  

Welche Lehren sich aus der Theorie von Laclau und MouSe auf die politische Kommunikation 
bzw. die strategische Kommunikation ziehen lassen, untersucht Raaz (2024). Wie poststruktura-
listische Diskurstheorie für die Umweltpolitik genutzt werden kann, analysiert das Umweltbun-
desamt (2017). So werden zwei Arbeiten präsentiert, die zum einen eine Dislokation untersuchen, 
nach der Wale fortan als schützenswert galten, sowie eine Dislokation, nach der Nichtregierungs-
organisationen zu einem legitimen Subjekt in der Debatte um Klimaschutzfragen wurden (vgl. 
Umweltbundesamt 2017, 18 f.). Frick und Huwe (2020) analysieren, wie mithilfe von Chantal 
MouSes Theorie die Prämissen, mit denen die  Einführung eines Emissionshandels in der Klima-
schutzpolitik (CO2-Preis) begründet wurden, beurteilt werden können (vgl. Frick und Huwe 2020, 
23 S.). Castán Broto, Westman und Huang (2023) untersuchen, welchen Stellenwert Konzepten 
von Risiko, Resilienz und ESizienz in Diskursen um Nachhaltigkeit in politischen Narrativen ein-
nehmen und welche Auswirkungen dies auf städtische Klimaschutzaktionen hat (siehe dazu Cas-
tán Broto, Westman, und Huang 2023). Mithilfe der diskurstheoretischen Hegemonieanalyse 
nach Laclau und MouSe analysiert Krüger (2015) internationale Konflikte um Carbon Capture and 
Storage (CCS) als Instrument in der Klimapolitik und wie diese Technologie mit unterschiedlichen 
Bedeutungen aufgeladen wurde. Auch wird der Frage nachgegangen, inwiefern das Vorhaben der 
ökologischen Modernisierung hegemonial wurde (siehe dazu Krüger 2015). Griggs und Howarth 
(2017) analysieren eine Debatte um die Erweiterung eines Flughafens, die sich nicht zuletzt um 
Fragen des Klimaschutz drehte. Sie reflektieren die Schwierigkeiten, die die Anwendung der Dis-
kurstheorie nach Laclau und MouSe nach wie vor aufweist und entwickeln in Kombination mit 
theoretischen Konzepten von Foucault eine diskuranalytische Forschungsmethode. Sie 
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analysieren insbesondere das in dem Diskurs konstruierte Spannungsfeld zwischen wirtschaftli-
chen und ökologischen Fragen (siehe dazu Griggs und Howarth 2019). Wie in der vorliegenden 
Arbeit legen Dreesen, Kumięga und Spieß (2012) in Mediendiskursanalyse ihren Fokus auf medi-
ale Diskurse. In ihrer Arbeit analysieren sie mithilfe der Theorie von Michel Foucault unter ande-
rem einen Gaskonflikt aus dem Jahr 2009 zwischen Russland und der Ukraine sowie neoliberale 
Gouvernementalität in einer Frauenzeitschrift (siehe dazu Dreesen, Kumięga, und Spieß 2012). 
Eine breit angelegte Diskursanalyse von Bundestagsdebatten zum Thema Energiewende über 
mehrere Legislaturperioden hinweg mithilfe von Laclau und MouSe unternimmt Amri-Henkel 
(2021). Es wird untersucht, wie die unterschiedlichen Parteien einen Diskurs zum Thema Energie-
wende konstruieren und welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede sich dabei zeigen (siehe 
dazu Amri-Henkel 2021). 
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4. Theorie  
Im Theorieteil dieser Arbeit soll das Fundament geschaSen werden, mit dem im Späteren eine 
Analyse des Untersuchungsgegenstandes durchgeführt werden kann. Theoretische Grundlage 
dieser Arbeit ist die poststrukturalistische Diskurstheorie nach Ernesto Laclau und Chantal 
MouSe, auch Essex School genannt (vgl. Marchart 2017, 55–79). Bevor ihre Theorie erläutert wird, 
soll zunächst in Kapitel 4.2 auf das theoretische Paradigma des Poststrukturalismus eingegangen 
werden, um die Grundannahme dieser Diskurstheorie verstehen zu können. In der Darstellung der 
Diskurstheorie in Kapitel 4.3 wird die Theorie als Ganzes erläutert sowie zentrale BegriSe heraus-
gearbeitet, die für diese Arbeit relevant sind. In Kapitel 4.4 wird auf den Neoliberalismus einge-
gangen, wie er vor allem durch Michel Foucault und in jüngerer Vergangenheit Wendy Brown defi-
niert wurde.  

4.1 Poststrukturalismus 
Der BegriS Poststrukturalismus setzt sich zusammen aus Post und Strukturalismus. Die aus dem 
lateinischen stammende Vorsilbe Post übersetzt sich mit „nach“ (Navigum 2025). Nach dem 
Strukturalismus deutet also auf eine Weiterentwicklung des Strukturalismus hin. 

Der Theorie des Strukturalismus geht zunächst von einer Struktur aus. Unter dem BegriS 
Struktur versteht man im Sinne der Sozialwissenschaften „ein Gefüge oder spezifische Anord-
nung von Bestandteilen eines Ganzes im Sinne eines Musters“ (Dimbath 2020, 232). Entschei-
dend ist, dass diese Bestandteile „in einer bestimmten oder bestimmbaren Beziehung zueinan-
der stehen“ (Dimbath 2020, 232). So ist der „Strukturalismus [...] eine Methode, mit deren Hilfe 
Kulturen [oder Gesellschaften, Anm. d. Autors] in erster Linie hinsichtlich ihrer spezifischen struk-
turellen Elemente analysiert werden“ (Dimbath 2020, 242). Bedeutende Theoretiker des Struktu-
ralismus sind Ferdinand de Saussure (vgl. Howarth 2000, 18) und Claude Lévi-Strauss (vgl. 
Howarth 2000, 23). Kern ihrer Theorien ist die Annahme, dass das Soziale sich wie eine Sprache 
verhält. In einer Sprache ergeben Wörter und Zeichen keinen Sinn, solange sie nicht in einen Kon-
text gesetzt bzw. in eine Struktur gebracht werden (vgl. Howarth 2000, 16). Die Bezeichnung eines 
Gegenstands ergibt sich weder durch den Gegenstand selbst, noch kann die Bedeutung eines 
Wortes für sich genommen verstanden werden (vgl. Dimbath 2020, 244). Die Struktur als Ganzes 
macht somit die Bedeutung der Dinge in ihr verständlich (vgl. Howarth 2000, 17). 

Eine zentrale Kritik am Strukturalismus ist die SchaSung eines Essentialismus, da von einer 
starren und abgeschlossen Struktur ausgegangen wird. Inwiefern sich diese Strukturen bspw. 
durch die Historie verändern (können), wird von Saussure und Lévi-Strauss nicht vollständig be-
antwortet (Howarth 2000, 27 f. u. 35). 

Jacques Derrida erweitert zwei Elemente der strukturalistischen Theorien von Saussure und 
Lévi-Strauss. Er negiert die Annahme einer Hierarchie von gesprochener über geschriebener Spra-
che und die Binarität von Gegensätzen im Strukturalismus. Die Ablehnung dieser essentialisti-
schen Denkweise, nach der das Eine der Ursprung oder das Eigentliche ist und das Andere nur 
eine Abwandlung dessen, lehnt Derrida ab. Sie sind nach ihm als gleichwertig anzusehen 
(Howarth 2000, 36 S.). Die Ablehnung von essentialistischen Begründungen ist ein wichtiges 
Merkmal poststrukturalistischen Denkens. 

Der BegriS Kontingenz meint, dass die BeschaSenheit einer Struktur zu einem bestimmten 
Zeitpunkt nicht dem Zufall entsprungen ist oder einer Zwangsläufigkeit – einem Determinismus – 
folgt, sondern Produkt eines gewissen Abfolge von Ereignissen ist. Neben dieser Abfolge von 
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Ereignissen gibt es viele, ebenso gut mögliche, andere Verläufe, die zu einer anderen Struktur ge-
führt hätten (vgl. Dimbath 2020, 252 f.). Der BegriS Kontingenz steht demnach im klaren Gegen-
satz zu Willkür oder Zufall auf der einen und Determinismus auf der anderen Seite. 

Auch wenn in Derridas Denken die Bedeutung der Dinge veränderbar ist und diese sich kon-
tingent aus der Historie heraus entwickelt hat, bleibt für ihn stets eine minimale Kernbedeutung, 
, ein „‘minimal remainder‘ of meaning“ (Howarth 2000, 39), die über diese Entwicklung hinweg 
erhalten bleibt, wodurch Dinge ihre Wiedererkennbarkeit beibehalten (vgl. Howarth 2000, 41). Im 
späteren poststrukturalistischen Denken soll auch dieser Kern negiert und die Kontingenz der 
Dinge radikaler begriSen werden. 

Michel Foucault bezieht sich ebenfalls auf die Grundideen des Strukturalismus und formt da-
raus eine eigene, weitergehende und poststrukturalistische Theorie. Bedeutend ist, dass Foucault 
den Diskurs – als Struktur der Bedeutungen – vollständig von der Idee einer vor dem Diskurs be-
stehenden Realität löst (vgl. Howarth 2000, 52). Er negiert somit einen Kern der Dinge, wie ihn 
noch Derrida beschreibt. Ebenso ist für ihn die Bedeutungsstruktur, der Diskurs, nicht etwas aus-
gehend von den Dingen GeschaSenes, sondern ein wechselseitiger Prozess, in dem der Diskurs 
die Dinge selbst formt und bestimmt. Ebenso sind die Subjekte eines Diskurses nicht bloß dieje-
nige, die den Diskurs erschaSen, sondern selbst ein Ergebnis dieses Diskurses (vgl. Howarth 
2000, 52). Für Foucault gibt es trotz dessen noch etwas, was nicht Teil eines Diskurses ist, aber 
diesen beeinflussen kann, nämlich nicht-diskursive Praktiken (vgl. Howarth 2000, 54); wie diese, 
als nicht-sprachliche Praktiken, im Diskurs wirken, bleibt bei ihm nur unscharf artikuliert (vgl. 
Howarth 2000, 82). Ebenso konzeptualisiert er zwar, wie Subjekte durch die Struktur eines Diskur-
ses Macht erlangen, indem sie beispielsweise als Experten wahrgenommen werden, doch die 
umgekehrte Wirkung, wie also Subjekte Macht nutzen, um den Diskurs zu verändern und zu for-
men, ist bei ihm ebenfalls nicht artikuliert (vgl. Howarth 2000, 55 u. 83 f.). 

Unter anderem diese theoretischen Lücken führen nun zu einer noch radikaler poststruktura-
listisch gedachten Diskurstheorie, namentlich der von Ernesto Laclau und Chantal MouSe. Auf-
bauend auf bestimmten Konzepten von Louis Althusser, welche aus ihrer Sicht noch gewisse Es-
senzialismen aufweisen, von denen sie sich mit ihren Konzepten loslösen wollen (vgl. Laclau und 
MouSe 2014, 83), entwickeln Laclau und MouSe eine eigene poststrukturalistische Diskurstheo-
rie. 

4.2 Diskurstheorie 
Ernesto Laclau und Chantal MouSe formulieren den Kern ihrer Diskurstheorie in ihrem im Jahr 
1985 erschienen Werk Hegemony and Socialist Strategy: Towards a Radical Democratic Politics. 
Insbesondere in Kapitel 3 entwerfen sie die Diskurstheorie, die dieser Arbeit als Grundlage dient. 
Ein Diskurs ist eine Struktur, die Bedeutungen temporär fixiert. Diese Struktur besteht aus Mo-
menten, die ihre Bedeutung nicht aus sich selbst heraus, sondern durch die DiSerenz zu anderen 
Momenten innerhalb der Gesamtheit der Struktur erhalten. Es ist nicht möglich, einzelne Bedeu-
tungen isoliert von den Relationen des Diskurses zu verstehen. Momente sind somit temporär fi-
xierte DiSerenzpositionen innerhalb der Struktur des Diskurses. Momente, die keine fixierte DiSe-
renzposition haben, sind Elemente. Sie haben keine klar fixierte Bedeutung innerhalb des Diskur-
ses. Der Prozess, in dem die Bedeutung, also die Position, eines Elementes temporär fixiert wird, 
wird Artikulation genannt. Die Artikulation stellt eine Relation zwischen einem Element und den 
Momenten – und somit eine Bedeutung – her, wodurch ein Element zu einem Moment des Diskur-
ses wird. Da die Bedeutung eines Moments durch die Position in der Gesamtheit der Struktur des 
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Diskurses entsteht, verändern sich alle Momente und der Diskurs selbst mit jeder Artikulation 
(vgl. Laclau und MouSe 2014, 91 f.). Eine Artikulation findet als diskursive Handlung innerhalb ei-
nes Diskurses statt, sie ist keine meta-diskursive Handlung (vgl. Laclau und MouSe 2014, 95). 

Eine Unterscheidung von inner-Diskursivem und außer-Diskursiven lehnen sie ab. Jedes Ob-
jekt ist Teil eines Diskurses, da Dinge nicht außerhalb eines Diskurses wahrgenommen werden 
können. Unter Objekten werden hier alle denkbaren Dinge verstanden; sei es alles Sprachliche 
und Nicht-Sprachliche, Institutionen, Handlungen, Praktiken, Techniken oder Organisationen so-
wie generell alles Materielle. Damit negieren sie nicht die Existenz einer objektiven Welt. Da die 
objektive Welt jedoch nicht für sich, also unabhängig des Diskurses, wahrgenommen werden 
kann bleibt, sie ein theoretisches Konstrukt, welches für die Analyse von Diskursen nicht von Be-
langen ist, da. Es kann damit auch keine Dichotomie von Realität und Denken geben; sie sind un-
trennbar (vgl. Laclau und MouSe 2014, 93–96). Die objektive Welt selbst trägt keine Bedeutung in 
sich. Diese Annahme wäre eine essentialistische und somit eine, die Laclau und MouSe daher 
aus Prinzip ablehnen würden. Sie ziehen folgendes Beispiel heran:  

„An earthquake or the falling of a brick is an event that certainly exists, in the sense that it occurs here 
and now, independently of my will. But whether their specificity as objects is constructed in terms of 
‘natural phenomena’ or ‘expressions of the wrath of God’, depends upon the structuring of a discursive 
field” (Laclau und Mou3e 2014, 94). 

Die zuvor dargestellte Dichotomie von Element und Moment als fixierte und unfixierte Bedeutun-
gen muss präzisiert werden. Tatsächlich ist eine Artikulation nie ein finaler Prozess, Momente kön-
nen sich aus ihren Relationen lösen und wieder zu Elementen werden oder in einem anderen Mo-
ment fixiert werden. Während das Moment sich innerhalb eines Diskurses befindet, befindet sich 
das Element im diskursiven Feld. Durch den fortwährenden Prozess der Artikulation kann ein Dis-
kurs niemals vollständig geschlossen und als Ganzes fixiert werde und befindet sich stattdessen 
im ständigen Wandel; einem Fluss der DiSerenzen. Dadurch ist auch nie eine trennscharfe Unter-
scheidung verschiedener Diskurse möglich (vgl. Laclau und MouSe 2014, 97 S.). 

Jeder Diskurs strebt als Bedeutungsstruktur, diesen Fluss der DiSerenzen zu stoppen, also 
seine Struktur zu fixieren und das diskursive Feld zu dominieren. Knotenpunkte strukturieren ei-
nen Diskurs, indem sie als Ankerpunkte dienen, und vereinen mehrere Momente in einer Äquiva-
lenzkette (vgl. Laclau und MouSe 2014, 98 f., 113 f.). In einer Äquivalenzkette verlieren die Mo-
mente teilweise ihre DiSerenzrelationen und strukturieren sich in einer Äquivalenz, in der sie eine 
äquivalente Bedeutung teilen, die der des Knotenpunktes entspricht. So wird Bedeutung stärker 
fixiert, verliert jedoch auch einen Teil seines Bedeutungsgehalts. Es kann weder eine vollständige 
Äquivalenz, noch eine vollständige DiSerenz geben (vgl. Laclau und MouSe 2014, 113 S.). Knoten-
punkte sind somit überdeterminiert und tragen eine gewisse Bedeutungsleere: je größer die dis-
kursive Kette, die der Knotenpunkt strukturiert, desto leerer und unbestimmter wird seine eigene 
Bedeutung (vgl. Laclau und MouSe 2014, 99 f.). 

In einem Diskurs gibt es diverse Subjektpositionen, die ein Subjekt besetzen kann und durch 
die es zum Subjekt wird (vgl. Laclau und MouSe 2014, 95, 100 f.) und eine diskursive Identität er-
langt (vgl. Laclau und MouSe 2014, 99). Subjekte sind stets Teil mehrerer paralleler Diskurse. 
Dadurch sind sie in ihrer Identität nie vollständig fixiert, sondern überdeterminiert (vgl. Laclau und 
MouSe 2014, 97 S.). Ebenso wie zuvor die objektive Welt als theoretisches, nicht weiter zu beach-
tendes Konstrukt dargestellt wurde, ist auch der Mensch an und für sich aus diskurstheoretischer 
Perspektive nicht relevant. Erst das Subjekt als Teil eines Diskurses ist denkbar (vgl Laclau und 
MouSe 2014, 101 f., 108). 
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Wie bereits erläutert, kann ein Diskurs nie vollständig fixiert und nie vollständig geschlossen 
werden. Es ist stets eine Art Grenze des Diskurses wahrnehmbar. Dieses Limit des Diskurses ist 
der Antagonismus (vgl. Laclau und MouSe 2014, 108).  Der Antagonismus ist das, was nicht in die 
temporär fixierte Struktur des Diskurses passt und ihr widerspricht. Er ist nichts Außerdiskursives, 
sondern die äußere Grenze des Diskurses, die markiert, was im Diskurs kompatibel ist und was 
nicht. Also jener Grenze, an der das diskursive Feld nicht weitergehend im Diskurs strukturiert 
werden kann. Dabei wird nicht das diskursive Feld selbst als das dem spezifischen Diskurs Äuße-
ren zum Teil des Diskurses, sondern ein innerdiskursives Abbild dessen, das hier antagonistisches 
Abbild genannt werden soll (vgl. Laclau und MouSe 2014, 112 f.). Die Existenz des antagonisti-
schen Abbilds erlaubt somit ebenfalls die Existenz antagonistischer Momente (vgl. Laclau 2005, 
84). Dies führt zu der Existenz antagonistischer Knotenpunkte und antagonistischer Äquivalenz-
ketten (vgl. Laclau 2005, 86 f.). Der Antagonismus selbst ist nicht als DiSerenz oder Äquivalenz im 
Diskurs strukturierbar; dies widerspräche dem Charakter des Antagonismus . So trägt er auch zur 
Stabilisierung des Diskurses durch Stabilisierung der Grenzen bei.  

Wenn es stattdessen eine klar definierbare Dichotomie zwischen inner- und außerdiskursiven 
gäbe, wäre zum einen der Diskurs vollständig geschlossen und zum anderen gäbe es eine klar 
vom Diskurs getrennte wahrnehmbare objektive Realität, was im Umkehrschluss dazu führen 
würde, dass der Diskurs sich vollständig von der objektiven Realität trennen und die Objektive Re-
alität selbst werden könnte (vgl. Laclau und MouSe 2014, 112 f.). Im RückgriS auf die objektive 
Welt sei hier angemerkt, dass der Antagonismus, wie alles in einem Diskurs, nicht auf Logiken der 
objektiven Welt zurückzuführen ist und somit keinem Essentialismus folgt (vgl. Laclau und MouSe 
2014, 109). Laclau und MouSe nutzen folgendes Beispiel: „There is nothing antagonistic in a crash 
between two vehicles: it is a material fact obeying positive physical laws” (Laclau und MouSe 
2014, 109). 

Gelingt es, eine Bedeutung nicht bloß in einem Diskurs, sondern im diskursiven Feld zu arti-
kulieren und temporär zu fixieren, entsteht ein hegemonialer Knotenpunkt. Dieser hat zur Folge, 
dass in verschiedenen Diskursen des diskursiven Feldes Momente artikuliert werden, die in Äqui-
valenz zu diesem Knotenpunkt stehen (vgl. Laclau und MouSe 2014, 120 f.). Diese Struktur wird 
hegemoniale Formation genannt (vgl. Laclau und MouSe 2014, 123). Es kann mehrere hegemoni-
alen Knotenpunkte geben, die jeweils zu einem unterschiedlichen Grad überdeterminiert sind. 
Dabei stellen diese keineswegs den Kern einer Gesellschaft dar oder sind ein Essentialismus; sie 
unterliegen grundsätzlich dem gleichen Fluss der DiSerenzen wie normale Knotenpunkte (vgl. 
Laclau und MouSe 2014, 125 S.). So ist letztlich alles in einem Diskurs – auch die hegemoniale 
Formation – kontingent (vgl. Laclau und MouSe 2014, 128 f.). 

Es zeigt sich also der klar poststrukturalistische Ansatz der Theorie. So wird zum einen jeder 
Essentialismus abgelehnt, indem die Möglichkeit der Identifizierung eines Kerns oder einer äuße-
ren Logik negiert wird durch die vollkommene Gleichwertigkeit aller Dinge innerhalb des Diskur-
ses und durch die Konstituierung des Diskurses rein durch dessen eigene Bedeutungsstruktur 
(vgl. Laclau und MouSe 2014, 92).  Außerdem wird von einer nicht-determinierten Entstehung der 
Diskurse ausgegangen: in der Analyse stehen die verschiedenen Diskurse nebeneinander, ohne 
dass dieser oder jener in der Logik der Theorie selbst als logischer, besser oder richtiger bewertet 
oder eine historische Rekonstruktion vorgenommen werden kann. Auch ist nicht eine Person oder 
ein Subjekt identifizierbar, welche einen bestimmten Diskurs konstruiert hat (vgl. Laclau und 
MouSe 2014, 100). 
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4.3 Neoliberalismus 
Die aus Sicht vieler Forscher:innen gegenwärtige hegemoniale Ordnung ist die des Neoliberalis-
mus (vgl. Biebricher 2022, 9 S.), in der das Politische dem Prinzip der Ökonomie folgt (vgl. Brown 
2021, 121), und die sich vor allem in Europa und Nordamerika beobachten lässt (vgl. Brown 2021, 
20). Um im Späteren untersuchen zu können, inwieweit sich eine neoliberale Hegemonie in der 
Debatte um das Heizungsgesetz erkennen lässt, soll der Neoliberalismus nachfolgend erläutert 
werden. 

Zunächst sollte festgestellt werden, dass der BegriS Neoliberalismus – wie fast alle großen, 
politischen BegriSe – hier sei auf Kapitel 4.3 und die Unmöglichkeit der Fixierung von Knotenpunk-
ten verwiesen – keine einheitliche Theorie ist (vgl. Biebricher 2022, 10 f.). Der BegriS selbst, be-
stehend aus Neo und Liberalismus legt eine Weiterentwicklung oder Abwandlung des Liberalis-
mus nahe (vgl. Biebricher 2022, 24). Ausgehend von Entwicklungen beginnend in den 1920er Jah-
ren und einiger Rückschläge – nicht zuletzt durch den Zweiten Weltkrieg (vgl. Biebricher 2022, 31–
35) – formierte sich der Neoliberalismus als Theorie maßgeblich erstmal 1947 auf dem Grün-
dungstreSen der Mont Pèlerin Society in der Schweiz, welche zum Ziel hatte, eine Antwort auf die 
damalige Krise des Liberalismus zu finden und sich sowohl dem Bolschewismus wie auch einer 
angeblichen „Planungseuphorie [...] in den kapitalistischen Systemen“ (Biebricher 2022, 36) ent-
gegenzustellen (vgl. Biebricher 2022, 35 f.). Ein bedeutender Vertreter des Neoliberalismus dieser 
Zeit und Mitglied der eben genannten Gesellschaft war Friedrich August von Hayek, der bereits 
1944 mit Der Weg zur Knechtschaft (Hayek 2025) einen bedeutenden Grundstein für das neolibe-
rale Denken legte (vgl. Biebricher 2022, 58 f.). Viele für den Neoliberalismus ebenfalls bedeutende 
Denker:innen gingen aus der sogenannten Chicago School der University of Chicago hervor (vgl. 
Biebricher 2022, 33). Eine Gruppe neoliberaler Denker der Chicago School, genannt Chicago 
Boys, waren schließlich maßgeblich an der Ausgestaltung der ersten neoliberalen Realpolitik ab 
1973 in El Salvador beteiligt (vgl. Biebricher 2022, 87 f.). Das erste große Projekt neoliberaler Re-
alpolitik in einer westlichen Industrienation begann 1979 mit der Wahl Margaret Thatchers zur bri-
tischen Premierministerin, deren Politik eine Reaktion auf das damals stagnierende Wirtschafts-
wachstum im Land war. Zu ihren Maßnahmen gehörte unter anderem eine strikte Geldmengen-
politik, eine Halbierung der Steuer für hohe Einkommen, Kürzungen von Sozialausgaben und Sub-
ventionen sowie die umfassende Privatisierung von Staatseigentum (vgl. Biebricher 2022, 98–
101). Etwa zeitgleich begann eine neoliberale Realpolitik mit der Wahl Ronald Reagans im Jahr 
1980 in den USA, die zu dieser Zeit ebenfalls mit einer schlechten wirtschaftlichen Situation zu 
kämpfen hatten. Er setzte umfassende Kürzungen des Sozialstaats, Steuersenkungen insbeson-
dere für hohe Einkommen und die Senkung des Spitzensteuersatzes um fünfzig Prozent durch (vgl. 
Biebricher 2022, 111 S.). Die neoliberale Realpolitik in Deutschland begann erst zur Jahrtausend-
wende unter der rot-grünen Regierung von Gerhard Schröder als Reaktion auf die wirtschaftliche 
Schwäche Deutschlands, das damals als kranker Mann Europas bezeichnet wurde (vgl. 
Biebricher 2022, 137 f.). So setzte die Regierung Steuersenkungen, eine breite Privatisierung von 
staatlichem Eigentum und die Flexibilisierung des Arbeitsmarkts zugunsten der Arbeitnehmer 
durch (vgl. Biebricher 2022, 141–46). Dass auch eine linke Regierung wie die aus SPD und Grüne 
eine neoliberale Politik verfolgte, ist keine Besonderheit, sondern Zeugnis der Hegemonie des Ne-
oliberalismus, die sich nicht auf eine bestimmte politische Richtung im Links-Rechts-Spektrum 
beschränkt. So begannen linke Parteien Mitte der neunziger Jahre in mehreren Ländern, Prinzipien 
neoliberaler Theorie zu übernehmen (vgl. Crouch 2020, 225). Dies geschah etwa in den USA unter 
dem Slogan New Democrats, in Großbritannien unter New Labour und in Deutschland als Politik 
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der neuen Mitte (vgl. Biebricher 2022, 125). Zusammenfassend lässt sich der Neoliberalismus un-
ter linken Parteien auch als Progressiver Neoliberalismus bezeichnen (vgl. Fraser 2017). 

Doch ist Neoliberalismus nicht eine reine Form der Regierungsagenda. Er muss vielmehr als 
Bedeutungsstruktur – als Diskurs – oder „eigentümliche Form der Vernunft“ (Brown 2021, 15) be-
griSen werden. Zwei BegriSe, die in diesem Kontext genannt werden müssen, sind Governance 
und Gouvernementalität (vgl. Biebricher 2022, 154). Unter dem BegriS Governance kann eine 
mehr oder weniger konkrete Art des Regierens gefasst werden (vgl. Biebricher 2022, 155 S.). Die 
Gouvernementalität bezeichnet hingegen die Art und Weise, wie über das Regieren gedacht wird, 
was in den Geltungsbereich von Regierungspolitik zu fallen hat und welchen Logiken eine Regie-
rungspraxis folgt. Der Neoliberalismus ist eine Art der Gouvernementalität, die Foucault beson-
ders in den Blick nimmt (vgl. Biebricher 2022, 166 S.). 

Die grundsätzliche Idee des Neoliberalismus nach Foucaults ist, das politische Handeln an 
den Prinzipien einer Marktwirtschaft zu orientieren (vgl. Foucault 2022, 187). Der Mensch wird da-
bei zum Homo oeconomicus. Dieser Mensch wird nicht mehr – wie in früheren Vorstellungen des 
BegriSs – durch Tausch und Handel bestimmt, sondern durch das Unternehmertum und die Pro-
duktion (vgl. Foucault 2022, 206 S.). Er wird zum „Unternehmer seiner selbst“ (Foucault 2022, 
314), dessen Unternehmenskapital das Humankapital ist (vgl. Foucault 2022, 314 f.). Menschen 
sind in dieser Struktur nicht mehr Arbeiter, die ihre Arbeitskraft für einen Lohn verkaufen, sondern 
Inhaber ihres Humankapitals, durch das sie Einkommen generieren (vgl. Foucault 2022, 311 S.). 
Dieses Humankapital bildet sich aus der Summe aller Faktoren, die einem Menschen ermögli-
chen, ein Einkommen zu erzielen (vgl. Foucault 2022, 312). In dem Bestreben, das Einkommen zu 
steigern, also den Wert des Humankapitals, bildet sich der Drang, sich selbst zu optimieren (vgl. 
Foucault 2022, 317 S.), während beispielsweise der Konsum von Gütern – zum Ausgleich – der 
Produktion eigener Befriedigung dient (vgl. Foucault 2022, 314 f.). In der modernen Form des Ne-
oliberalismus richtet sich der Homo oeconomicus zudem zunehmend nach den Prinzipien des 
Finanzmarktes.  Es werden Investitionen in das eigene Humankapital getätigt, um dessen Wert zu 
steigern; sei es durch Bildung, Freizeit oder das Aufbauen eines Netzwerkes (vgl. Brown 2021, 35 
f., 39f.). 

Die Form des Unternehmens wird nicht nur auf das Individuum übertragen, sondern in der 
logischen Konsequenz auch auf die Gesellschaft als Ganzes. So werden die Logiken der Ökono-
mie, wie die Logik des Marktes, die Logik von Angebot und Nachfrage oder die Logik der Notwen-
digkeit von Kostenoptimierungen durch die Politik auf die Ausgestaltung des gesellschaftlichen 
Lebens und das Selbstverständnis des Individuums übertragen (vgl. Foucault 2022, 334 S.). So 
wie Unternehmen im Wettbewerb zueinander stehen, wird die treibende Kraft der dadurch er-
zeugten „Unternehmensgesellschaft“ (Foucault 2022, 208) der Wettbewerb (vgl. Foucault 2022, 
208). Die Gesellschaft – und somit alle politischen und gesellschaftlichen Bereiche – sollen dem-
nach, um den Wettbewerb zu ermöglichen, wie ein Markt organsiert sein, der sich durch den Wett-
bewerb selbst reguliert (vgl. Foucault 2022, 206 f.). 

Die Regierung hat in dieser Struktur dafür zu sorgen, dass die Wettbewerbsprinzipien dieses 
Marktes nicht behindert werden (vgl. Foucault 2022, 206 f.). Dabei soll er nicht in die Prinzipien 
des Marktes selbst eingreifen, sondern in die Strukturen, die die Errichtung und Ausbreitung des 
Marktes verhindern (vgl. Foucault 2022, 226). Somit ist die Devise des Neoliberalismus nicht so 
wenig Staat wie möglich, sondern so viel Staat wie nötig, um diesen Markt zu realisieren  (vgl. 
Foucault 2022, 200 f.).  

Der Staat im heutigen Neoliberalismus wird insofern von der Logik des Marktes erfasst, als 
dass er selbst den Logiken eines Unternehmens folgt. So wird der Staat zu einem Wettbewerber, 
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der darauf bedacht sein muss, seine Wirtschaftskraft zu steigern und all seine anderen Funktio-
nen diesem Ziel unterzuordnen (vgl. Brown 2021, 27 f.). So wird der Staat selbst zum Inhaber von 
Humankapital, nämlich seiner Bevölkerung, um dessen Wertsteigerung er bedacht ist (vgl. Brown 
2021, 40). Das Individuum gerät damit in eine widersprüchliche Situation, in der es das eigene 
Humankapital verwalten muss, gleichzeitig jedoch als Humankapital des Staates verwaltet wird 
und sich somit also einer höheren Macht ausgesetzt sieht, die sein Wirken auf das eigene Human-
kapital verzerren (vgl. Brown 2021, 40, 130). Die staatliche Legitimität ergibt sich in dieser Struktur 
aus der gleichen Legitimitätslogik wie der eines Unternehmens: Der Staat muss marktlogisch 
handeln, um als legitim erachtet zu werden (vgl. Brown 2021, 44, 127). Das bedeutet, das Handeln 
auf Wachstum und der Durchsetzung im Wettbewerb auszurichten (vgl. Brown 2021, 129). 
Schließlich werden die neoliberalistischen Logiken zum einzig denkbar Vernünftigen und der logi-
schen Realität (vgl. Brown 2021, 38). 

Die praktische Form des neoliberalen Regierens ist die Governance. Das klassische Regieren 
von oben wird hier durch ein abgestimmtes Handeln gemeinsam mit verschiedenen Akteuren er-
setzt und Vorhaben durch Überzeugungsarbeit und Anreizsysteme umgesetzt; eine Art sanftes 
Regieren, das sich auf Konsensbildung und Kooperation stützt. Dafür wird der gesamte Bereich 
des Politischen wie in einem Unternehmen verwaltet, in dem nach einer Strategie mithilfe von 
Maßnahmen zur Erreichung von Zielen gehandelt wird. Der Privatsektor wird zu einem Teil des Re-
gierungshandelns (vgl. Brown 2021, 38, 149) und Prozesse nach Möglichkeit dezentralisiert, als 
Gegenentwurf eines staatszentristischen Politikentwurfs (vgl. Brown 2021, 155). Keinen Platz in 
dieser Regierungsrationalität haben politische Programme, Debatten zu Werten oder Moral oder 
die Ausformulierung einer politischen Vision (vgl. Brown 2021, 149 f.). Zur Aufgabe des politischen 
Regierungshandeln wird es, Probleme zu lösen (vgl. Brown 2021, 150). So werden politische De-
batten nicht mehr geführt als ein Konflikt zwischen verschiedenen Positionen, sondern als ein 
Streit um die beste, also eSektivste, Lösung für ein Problem (vgl. Brown 2021, 150 f.). Es wird sich 
an den Idealen der Lösungsorientiertheit und des Pragmatismus orientiert, die alle politischen 
Konflikte auflösen (vgl. Brown 2021, 154). Politische Grundkonflikte wie Fragen zu Gerechtigkeit, 
Recht oder Legalität werden durch Fragen der Problemlösung, ESizienzsteigerung oder ESektivität 
verdrängt (vgl. Brown 2021, 155). So finden sich folgende Logiken, nach denen Regierungshandeln 
gerichtet sein soll: „Partizipation, Konsens, Haftung, ESektivität, Billigkeit, Inklusivität und die Be-
folgung der Rechtsstaatlichkeit“ (Brown 2021, 152). So sollen statt harten Gesetze, Regulierungen 
und Vorschriften lieber sanfte Richtlinien, Erleichterungen oder Standards beschlossen werden 
(vgl. Brown 2021, 152). Das Politische wird somit entpolitisiert (vgl. Brown 2021, 152 f.). 

Somit kann festgehalten werden, dass alle gesellschaftlichen Prozesse im Neoliberalismus 
stets mit den BegriSen der Ökonomie analysiert werden (vgl. Foucault 2022, 336) und die Regie-
rung nach den Maßstäben des Ökonomischen, wie nach der Wirksamkeit, der Kosten-Nutzen-Lo-
gik von Maßnahmen oder der Aufrechterhaltung des Gleichgewichts aus Angebot und Nachfrage, 
beurteilt werden (vgl. Foucault 2022, 340 f.). Jene gesellschaftlichen Prozesse, die sich nicht öko-
nomischen beurteilen lassen, geraten damit aus dem Blick (vgl. Foucault 2022, 348 f.) 

In der Gesamtheit ist der Neoliberalismus damit im Sinne der Theorie von Laclau und MouSe 
durchaus als eine eigene Bedeutungsstruktur, als ein Diskurs zu verstehen (vgl. Brown 2021, 15); 
oder unabhängig der Theorie auch als Ideologie zu bezeichnen (vgl. Brown 2021, 7). 
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5. Korpus & Methode 
Bevor im folgenden Kapitel die Analyse durchgeführt werden soll, muss zunächst erläutert wer-
den, was genau analysiert wird und wie diese Analyse durchgeführt wird. Analysegegenstand die-
ser Arbeit ist die Debatte um das Gebäudeenergiegesetz im Jahr 2023, die in Kapitel 2 dargestellt 
wurde. Durchgeführt werden soll diese Analyse mithilfe einer Diskursanalyse. Das dafür notwen-
dige theoretische Fundament wurde in Kapitel 4 erläutert. Bevor das Analyseverfahren konstruiert 
wird, soll zunächst erläutert werden, wie der Korpus, der der Analyse zugrunde liegt, zusammen-
gestellt wurde. 

5.1 Materialauswahl 
Die Auswahl des Materials des Analysekorpus folgt festen Kriterien, die nachfolgend dargestellt 
und in der Auswahl begründet werden.  Eine grundsätzliche Eingrenzung des Gegenstands der 
Arbeit geschieht durch die Fokussierung auf die Debatte um das Heizungsgesetz. Diese Debatte 
wurde gewählt, da sie als eine der größten politischen Debatten der deutschen Innenpolitik der 
letzten Jahre betrachtet werden kann (vgl. Caspari u. a. 2023). Ein Kriterium ist die zeitliche Ein-
grenzung. Es wurde sich entschlossen, ausschließlich Material aus dem Zeitraum vom 27. Feb-
ruar 2023 bis zum 8. September 2023 einzubeziehen. Dies ist der Zeitraum von der ersten Meldung 
über den Gesetzesentwurf durch die Bild bis zum Beschluss des Gesetzes im Deutschen Bundes-
tag. Auch ein Kriterium ist die thematische Eingrenzung des Korpus. Da ausschließlich Material 
mit Bezug zum Heizungsgesetz genutzt werden soll, wurde sich auf Quellen konzentriert, die über 
ihren Titel, ihren Kurzauszug oder ihre Beschreibung auf das Heizungsgesetz verweisen. Inhaltlich 
beschränkt sich der Korpus auf wörtliche Äußerungen von Berufspolitiker:innen. Diese finden sich 
am ausführlich und verlässlich unter anderem in Interviews und in Talkshows. Aus Gründen der 
Umsetzbarkeit wurde sich auf diesen beiden Formate beschränkt. Insbesondere Talkshowfor-
mate haben zudem den Vorteil, dass sie regelmäßig ausgestrahlt werden und so lediglich die 
Gäste und die besprochenen Themen der verschiedenen Sendungen im Untersuchungszeitraum 
durchgegangen werden müssen, um die für den Korpus relevanten Ausgaben zu identifizieren. 
Eine händische Durchschau aller Interviews, die im Untersuchungszeitraum erschienen und für 
den Korpus relevant sein könnten, ist dagegen nicht zumutbar, nicht zuletzt da Interviews meist 
nicht gesondert von anderen Artikeln gelistet werden. Hier muss sich stattdessen auf verschie-
dene Stichwortsuchen via Google verlassen werden. Eine Eingrenzung der Quellen fand ebenfalls 
statt. 

So wurde sich bei Talkshows auf die fünf wichtigsten Talkshows in Deutschland beschränkt 
(vgl. Cwiartka und Nefzger 2025)5. Dies führt zum Kriterium der Eingrenzung des Zugangs. Es wur-
den ausschließlich digital verfügbare Quellen genutzt, die Ende 2025 öSentlich abrufbar waren. 
Das ist insofern relevant, da die Mediatheken der öSentlich-rechtlichen Sender ARD und ZDF ihre 
Inhalte bei diesen Sendungen lediglich zwei Jahre öSentlich zur Verfügung stellen (vgl. Lubienetzki 
2024). Deshalb wurde sich auf Ausschnitte, Zusammenschnitte und in einigen Fällen ganze Sen-
dungen, die auf Youtube hochgeladen wurden, beschränkt. So fanden sich auf dem Kanal Tages-
schau die Sendungen der ARD und auf ZDFheute Nachrichten die Sendungen des ZDF. Von Mar-
kus Lanz und Maischberger fanden sich längere Ausschnitte, von Maybrit Illner teilweise ganze 

 
5 Im Jahr 2023 lief auf dem Sendeplatz von Caren Miosga die Sendung Anne Will (vgl. Erbas 2023), die hier 
stattdessen ausgewählt wurde. 
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Sendungen und von Anne Will kurze Zusammenschnitte. Von Hart aber fair fanden sich keine Vi-
deos auf Kanal der Tagesschau, daher wurde diese Sendung nicht weiter berücksichtigt. Auf Y-
outube konnte lediglich mit Hilfe der Stichwortsuche nach passenden Videos gesucht werden; 
eine Möglichkeit der spezifischen Eingrenzung des Suchzeitraums bot die Plattform im November 
2025 nicht an. 

Bei Interviews wurde sich auf die großen Tages- oder Wochenzeitungen beschränkt. So wur-
den die sechs größten überregionalen Tageszeitungen sowie die fünf größten Wochen- und Sonn-
tagszeitungen in Deutschland im Jahr 2024 (vgl. Schröder 2024) berücksichtigt. Diese waren: Bild, 
Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Handelsblatt, Welt, Taz (Die Tageszeitung), 
Die Zeit, Bild am Sonntag, Welt am Sonntag, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung und Wo-
chentaz. Zudem wurden Artikel aus Zeitungen der Funke Mediengruppe als meistzitierte Regio-
nalredaktion (vgl. Berliner Morgenpost 2023) herangezogen: Thüringer Allgemeine und Berliner 
Morgenpost. Ergänzt wurden diese Quellen mit Interviews in den Tagesthemen, im Bericht aus 
Berlin, im ARD-Sommerinterview, im Deutschlandfunk, auf Phoenix und als Teil der Zeitung Welt 
von Welt TV. 

Um jeweils passende Ausgaben dieser Quellen zu finden, wurde nach Stichwörtern wie Hei-
zungsgesetz, Heizung, Gebäudeenergiegesetz oder Wärmepumpe in Verbindung mit dem jeweili-
gen Titel des Talkshow oder dem Namen der Zeitung gesucht; bei letzterer in Verbindung mit In-
terview. Auch wurde indirekt gesucht, indem nach Verweisen in Artikel und Videos auf Sendungen 
und Interviews gesucht wurde. 

Als Berufspolitiker:innen werden hier jene Politiker:innen bezeichnet, die hauptberuflich ein 
politisches Mandat auf Bundes- oder Landesebene oder als Oberbürgermeister:in innehaben. Es 
wird davon ausgegangen, dass sie die Positionen ihrer Partei am konsistentesten und aussage-
kräftigsten vertreten und im Gegensatz zu einfachen Basismitglieder am ehesten versucht sind, 
in der ÖSentlichkeit die Position ihrer Partei anstelle ihrer persönlichen Position zu vertreten. Die 
Aussagen der unterschiedlichen Politiker:innen werden gleichrangig betrachtet; im Prozess der 
Analyse wurde lediglich zwischen den Parteien, nicht jedoch zwischen den Personen innerhalb 
der Partei diSerenziert. Auch, dass diese Personen jeweils unterschiedliche Funktionen bekleiden 
und diese mit unterschiedlichen Aufgaben einhergehen, sei es als Fraktionsvorsitzender auf Bun-
desebene, Ministerpräsident oder Regierungsmitglied einer Koalition aus drei Parteien, kann hier 
nicht weiter berücksichtigt werden. 

Es werden ausschließlich Berufspolitiker:innen von den Parteien CDU, CSU, FDP, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen betrachtet. Es wird sich auf diese Parteien beschränkt, da sie im 20. Deut-
schen Bundestag die vier größten Fraktionen stellten und mit 613 von 736 Sitzen (83,28 %) die 
große Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland repräsentieren (Deutscher Bundestag, Online-
Dienste 2021). Zudem fand sich bei der Suche unter den gegebenen Einschränkungen für die Par-
tei Alternative für Deutschland lediglich das ARD-Sommerinterview von Alice Weidel. Für die Par-
tei Die Linke fand sich keine Quelle. Somit ist eine Diskursanalyse rein praktisch nicht mit diesen 
Parteien durchführbar, ohne die Kriterien des Korpus zu erweitern. Eine nach Medium sortierte 
Auflistung des gesamten Korpus sowie der für diese Arbeit relevanten Politiker:innen, die in die-
sen Quellen sprechen, findet sich im Anhang. 

5.2 Vorgehen in der Analyse 
Die Analyse ist in zwei Teile geteilt. Im ersten Teil der Analyse wurde eine deduktive Rekonstruktion 
der Diskurse der Parteien durchgeführt. Dafür wurden alle Textinterviews und die Transkripte der 
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Videos in die Software Maxqda (siehe dazu Maxqda ohne Jahr) geladen. Im Fall von Youtube-Vi-
deos wurde das automatisch von Youtube erstellte Transkript in Maxqda  importiert. Audiodateien 
von Deutschlandfunk wurden lokal mit der Software Aiko (siehe dazu Sindre Sorhus 2025) 
transkribiert. Aussagen, die in dieser Arbeit zitiert werden, wurden noch einmal händisch transkri-
biert und bei Bedarf durch gekennzeichnete Anmerkungen in ihrer Verständlichkeit geschärft. In 
Maxqda wurden die jeweiligen Passagen der für die Arbeit relevanten Sprecher:innen markiert und 
nach den Parteien gruppiert. So ergab sie eine Grobkodierung, die alle Aussagen der Politiker:in-
nen der Parteien sammelte; themenfremde Aussagen, wie sie in thematisch breiteren Formaten 
wie den ARD-Sommerinterviews häufig auftauchten, wurden nicht weiter berücksichtigt. Diese 
Grobkodierung wurde nun einer ersten Feinkodierung unterzogen. In Blöcken unterteilt nach den 
Parteien wurden alle gesammelten Aussagen der Reihe nach durchgegangen und nach Themen 
und Kernaussagen kodiert. So entstand zunächst eine größere Sammlung an Codes. Dieser 
Schritt war notwendig, um ein erstes Verständnis für die Kernargumente, Artikulationen und The-
men zu gewinnen. In einem zweiten Durchlauf wurden die Codes aggregiert und das zuvor gesam-
melte Wissen über den Korpus genutzt, um drei Knotenpunkte zu identifizieren, unter denen sich 
die Codes bzw. Momente des Diskurses sammeln lassen. Diese wurden dann ebenfalls gebün-
delt, um einen Hauptknotenpunkt des Diskurses zu identifizieren, der den Diskurs am klarsten 
repräsentiert. Im zweiten Durchlauf des Korpus zu einer Partei wurden ebenfalls analysiert, wel-
che Momente eher positiv und welche eher negativ artikuliert wurden. So ließen sich Paare von 
Knotenpunkte bilden; die Knotenpunkte des Diskurses sowie jeweils ein im antagonistischen Ver-
hältnis dazu stehender Knotenpunkt. Auch hier wurden die drei antagonistischen Knotenpunkt 
schließlich auf einen Hauptknotenpunkt reduziert. Die Beschränkung auf drei Knotenpunkte mit 
den Momenten, die sich unter diesem strukturieren, ist mit der Notwendigkeit der Limitation des 
Umfangs dieser Arbeit zu begründen. Gleichzeitig konnte so eine gute Balance aus einer ausrei-
chend umfassenden Darstellung des Diskurses einerseits und der Fokussierung auf die wesent-
lichsten Inhalte andererseits geschaSen werden. Da der Hauptknotenpunkt und dessen Antago-
nismus noch nicht die grundlegendste Ebene des Diskurses beschreiben, wird je Diskurs auch 
eine diskursive Trennlinie identifiziert. Diese soll den Kern dessen beschreiben, was der Diskurs 
im konstruierten Verhältnis zu unterscheiden versucht und dient als eigener AnalysebegriS, um 
die Analyse der Diskurse und die vergleichende Analyse verständlicher und pointierter zu gestal-
ten. Im Grundsatz handelt es sich dabei um eine vereinfachte Form des Antagonismus. 

Im zweiten Teil der Analyse wurden die Ergebnisse der Diskursanalyse im Lichte des Neolibe-
ralismus untersucht. Dafür wurden aus dem zuvor dargestellten theoretischen Fundament neoli-
berale Logiken aggregiert und untersucht, inwiefern sich diese in den Diskursen wiederfinden las-
sen. Untersucht wurde dabei einerseits die Tiefe, also wie tiefgehend oder essentialistisch eine 
neoliberale Logik in einem Diskurs verwurzelt ist, sowie die Breite, also inwiefern sich diese Logik 
über alle vier Diskurse hinweg erkennen lässt. Umso tiefer und breiter sich diese Logiken in den 
Diskursen erkennen lassen, desto eher soll diese als hegemonial betrachtet werden. 

Die Diskursanalyse und die anschließende Analyse der Ergebnisse der Diskursanalyse unter 
den Logiken des Neoliberalismus werden in dieser Arbeit bewusst getrennt. Ziel dieses Vorgehens 
ist, die Diskursanalyse für sich stehen zu lassen und den Analyseprozess nicht durch eine spezi-
fische Suche nach neoliberalen Logiken zu verfälschen. Sobald die Ergebnisse unabhängig einer 
spezifischen Theorie erarbeitet wurden, werden diese einer zweite Analyse und einer Interpreta-
tion im Lichte des Neoliberalismus unterzogen. 
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6. Analyse 
Im nun folgenden Hauptteil dieser Arbeit, der Analyse, soll wie folgt vorgegangen werden: Die vier 
betrachteten Parteien werden in der Reihenfolge der stärksten Opposition zu der stärksten Befür-
wortung des Gesetzes analysiert, begonnen mit der CDU/CSU, gefolgt von FDP, SPD und schließ-
lich den Grünen. Es werden wesentliche Elemente der Diskurse wie Knotenpunkte, Antagonismen 
und Subjektpositionen herausgearbeitet. Schließlich sollen die Diskurse in einer übergeordneten 
Betrachtung im Lichte neoliberaler Logiken analysiert werden. 

6.1 Analyse der Parteidiskurse 

6.1.1 CDU/CSU 

Im Diskurs der CDU/CSU – als einzige der vier betrachteten Parteien Teil der Opposition auf Bun-
desebene (vgl. Bach ohne Jahr) – ist vor allem die Artikulation der Antagonismen dominant. Es 
ergibt sich ein Diskurs, dessen diskursive Trennlinie die Abgrenzung als Opposition zur Regierung 
darstellt. Im antagonistischen Außen ist all das artikuliert, was in Äquivalenz zu Grüne Regierung 
gesetzt wird. Die Trennlinie Grüne Regierung wurde gewählt, da die Regierung als Ganzes antago-
nistisch artikuliert wird, jedoch stets ein starker Fokus auf die Grünen gelegt wird. Im Umkehr-
schluss ist innerhalb des Diskurses strukturiert, was äquivalent zu Nicht-Grüne Regierung artiku-
liert wird. Als Hauptknotenpunkt im Diskurs lässt sich Realität identifizieren. Dem entgegen wird 
als Hauptknotenpunkt des Antagonismus Die Grünen artikuliert. 

Der erste zu untersuchende Knotenpunkt im Diskurs ist Eigenverantwortung. Er repräsentiert 
eine Äquivalenzkette, die Momente wie CO2-Preis und Anreize umfasst. 

Julia Klöckner: „Und wir setzen viel stärker auf den sogenannten CO2-Preis. Und dann kann der Bürger 
überlegen: Investiere ich lieber in ein neues Fenstersystem [...] oder in ein neues Heizungssystem. Es 
gibt nicht eine Lösung für alle. Deswegen sagen wir: Mit Anreizen stärker arbeiten, weniger in dieser 
Kleinst- und Feinregulierung“ (Julia Klöckner 2024, 1:50). 

Aber auch Momente wie Marktwirtschaft und Technologieo\enheit werden hier artikuliert. 
Jens Spahn: „Also nicht zu sagen: Wir verbieten einzelne Technologien, weil wir es besser wissen als 
die Ingenieure, sondern zu sagen: Wir geben dem, was CO2 ausstößt – Öl zum Beispiel – einen Preis, wir 
machen es teurer, und dann wird – am Ende – sich das durchsetzen, was günstiger ist. Das ist unserer 
Weg. Nicht verbieten, sondern wirtschaftlich, marktwirtschaftlich über den Preis“ (Tagesschau 2023j, 
12:00). 

Im Antagonismus dazu steht Verbot, worunter sich beispielsweise Planwirtschaft oder Bevormun-
dung strukturieren. 

Friedrich Merz: „Sie sitzen am grünen Tisch und machen auf dem Reißbrett einen Plan“ (Bubrowski und 
Wyssuwa 2023). 

Friedrich Merz: „In Ihren [Ricarda Langs, Anm. d. Autors] Worten kommt ein abgrundtiefes Misstrauen 
gegenüber den Menschen zum Ausdruck. Sie trauen den Menschen nicht zu, dass sie eigene vernünf-
tige Entscheidungen tre3en. Deshalb planen sie alles“ (Bubrowski und Wyssuwa 2023). 

In direkter Referenz auf einen der wichtigsten Denker des Neoliberalismus (vgl. Biebricher 2022, 
58 f.) strukturiert sich unter diesem Knotenpunkt auch Anmaßung. 

Friedrich Merz: „Von Hayek hat immer wieder vom ‚angemaßten Wissen der Politik‘ gesprochen. Die 
Bundesregierung glaubt heute schon zu wissen, welche Technologien in zehn Jahren angewendet 
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werden dürfen. Und sie wird mit ziemlicher Sicherheit falschliegen. Ich gebe keine Prognose ab, denn 
ich weiß es auch nicht“ (Hildebrandt und Lau 2023). 

Der zweite zu betrachtende Knotenpunkt des Diskurses ist Akzeptanz. Hier strukturieren sich Mo-
mente wie Bestehendes Gebäudeenergiegesetz und Bezahlbarkeit. 

Jens Spahn: „Also erst einmal gibt es ein Verbot für Ölheizungen ab dem 1.1.2026, das ist schon längst 
im [bestehenden Gebäudeenergie-, Anm. d. Autors]Gesetz. [...] Dass wir das Weltklima damit retten, 
dass wir jetzt zwei Jahre schneller das machen [das Heizungsgesetz in Kraft treten lassen, Anm. d. Au-
tors] oder nicht, das kann man den Leuten nicht erzählen, das wissen die auch. Das macht für das 
Weltklima keinen Unterschied. Für die Akzeptanz, für die Frage, ob die Menschen sich leisten können, 
ob wir überhaupt die Menschen hier noch mitnehmen können – Klimaschutz geht nur mit ihnen – macht 
es einen riesigen Unterschied“ (Tagesschau 2023k, 4:25). 

Aber auch die Subjektposition Die Menschen. 
Philipp Amthor: „Jetzt die praktische, lebensnahe Betrachtung aus Sicht der Bürger: Ich war diese Wo-
che viel auch im Wahlkreis unterwegs, habe mit vielen Handwerkern, mit ganz normalen Leuten am 
Melkstand, der Milchviehanlage, im ländlichen Raum gesprochen. Und diese Leute sind nicht zualler-
erst veränderungsmüde, die sind von dieser schlechten Regierungspolitik müde. Es ist blankes Entset-
zen – die riesige Verunsicherung – über dieses Heizungsgesetz“ (Tagesschau 2023l, 1:13). 

Antagonistisch dazu steht der Knotenpunkt Verunsicherung. Unter ihm strukturierten sich zum 
Beispiel Brechstange und Unbezahlbar. 

Alexander Dobrindt: „Die Leute werden fünfzig-, sechzig-, siebzigtausend Euro ausgeben müssen und 
nur fünfzehntausend bekommen. Das scha3t jetzt wieder Verunsicherung, weil es einfach nicht auf 
dem Tisch liegt. Und jetzt in dieser Phase dann zu glauben, man könnte so ein Gesetz – das in Wahrheit 
niemand versteht bisher – [...] da durchzupeitschen, das ist diese Arroganz, die kritisiert wird“ 
(ZDFheute Nachrichten 2023e, 8:50). 

Friedrich Merz: „Diese Regierung versucht Klimaschutz mit der Brechstange. Das funktioniert in einer 
Demokratie aber nicht“ (Hildebrandt und Lau 2023). 

Aber auch Überforderung. 
Michael Kretschmer: „Was hier versucht wird, muss scheitern. Und sie haben es richtig gesagt: Die 
Leute drehen durch. Die machen zu. Und wir verlieren sie auf dem Weg hin, die richtigen Entscheidun-
gen zu tre3en, den Weg mitzugehen“ (ZDFheute Nachrichten 2023e, 26:55). 

Jens Spahn: „Die Kommunikation ist chaotisch, der Zeitplan ist chaotisch und das führt irgendwann 
dazu, dass alle sich nur noch überfordert fühlen. Also wir werden irgendwann die Situation erleben, [...] 
dass die Otto-Normal-Familie sich vielleicht auf die Straße klebt, weil sie einfach sagt: Ich kann nicht 
mehr. Und dann hat man dem Klimaschutz echt einen Tort angetan, weil du brauchst Akzeptanz in der 
Bevölkerung für diesen Weg“ (Tagesschau 2023j, 24:05). 

Der dritte betrachtete Knotenpunkt ist Rationalität. Er strukturiert Momente wie Experten, Um-
setzbarkeit‚ Technik und Realität. 

Friedrich Merz: „Ich möchte, dass wir die [Klima-]Ziele erreichen. Aber den Weg dorthin müssen wir der 
Wirtschaft, den Entwicklern, den Ingenieuren und den Forschungsinstituten überlassen“ (Hildebrandt 
und Lau 2023). 

Aber auch ganz prominent das Moment Vernunft. 
Thorsten Frei: „Die Frage ist doch, ob man hier nicht an verschiedenen Stellen von Vernunft auf Glauben 
umstellt und einfach auch ein Stück zu weit geht“ (Tagesschau 2023d, 3:05). 

Im Antagonismus dazu steht der Knotenpunkt Ideologie, unter denen Kontrolle, Zwang, weltfremd 
und handwerklich schlecht strukturiert sind.  
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Jens Spahn: „Was gerade passiert – und das besorgt mich echt – ist eine Reidiologisierung der Klima-
schutzpolitik. [...] Am Ende wollen sie ja die Lufthoheit über den Heizungskeller; haben sie gerade 
selbst gesagt“ (Tagesschau 2023e, 0:00). 

Michael Kretschmer: „Wir sind ein föderales Land. Und sie können hier nicht par ordre du mufti die 
Dinge machen“ (ZDFheute Nachrichten 2023f, 27:55). 

Michael Kretschmer: „Ich finde es ist so an den Realitäten vorbei. [...] Sie reden völlig an den techni-
schen Gegebenheiten vorbei. Sie können nicht politisch entscheiden, wie physikalische Gesetze und 
Naturgesetze [funktionieren, Anm. d. Autors]“ (ZDFheute Nachrichten 2023f, 26:25). 

Mario Czaja: „Der wahre Fossile in dieser Frage ist Robert Habeck mit seinem Ministerium, weil er ext-
rem daran festhält, eine einzelne Technologie mit Zwang umzusetzen“ (Tagesschau 2023h, 0:00). 

Relativ gebündelt finden sich Hauptstrukturen des Diskurses in folgender Aussage:  
Friedrich Merz: „Die Wärmewende von uns sähe so aus, dass wir den Betrieben und den privaten Haus-
halten die Wahl lassen, welche Technologie sie einsetzen. [...] Die schreiben wir nicht ins Gesetz. Wir 
schreiben Schadsto3e, die begrenzt werden müssen, ins Gesetz. Und wir überlassen es den Ingenieu-
ren und nicht den Ideologen, darüber zu befinden, welche Technologien angewendet werden. [...] Diese 
Regierung reguliert und bestimmt von oben. Das ist der falsche Weg, um das Ziel zu erreichen“ 
(Tagesschau 2023c, 22:47). 

6.1.2 FDP 

Während im Diskurs der CDU/CSU durch die Rolle als Oppositionspartei der konstruierte Antago-
nismus aus – verkürzt formuliert – Regierung und Opposition noch relativ naheliegend war, lässt 
sich der Diskurs der FDP nicht eindeutig durch eine Verortung in einer Regierungs-/Oppositions-
logik begreifen. In der Analyse stellte sich viel eher die FDP selbst als diskursive Trennlinie heraus, 
wodurch die eben genannte Dichotomie in den Hintergrund gerät. So ist der Diskurs in Äquivalenz 
zu FDP strukturiert, während das antagonistische Außen Nicht-FDP darstellt. Der Hauptknoten-
punkt des Diskurses ist Überarbeitetes Heizungsgesetz. Dem entgegen steht der Antagonismus 
Habecks Entwurf.  

Erster betrachteter Knotenpunkt ist Für die Menschen. Er strukturiert unter anderem die Sub-
jektposition Die Menschen und vor allem Momente, die signalisieren, dass sich die FDP für eben-
jene engagiert, so zum Beispiel mit dem Moment Einsatz.  

Konstantin Kuhle: „Jetzt hat man einen Entwurf [...]. Da wird es noch Veränderungen geben, da gibt es 
dann noch Diskussionen. Aber die Menschen können sich sicher sein: Das Gesetz von Robert Habeck 
wird so nicht kommen, wie es ursprünglich vorge[legt wurde]“ (ZDFheute Nachrichten 2023a, 0:20). 

Frank Schä3ler: „Und es sind ja nicht nur wir, die da Kritik üben. Es sind Ministerpräsidenten – Herr 
Kretschmann selbst. Es sind Kommunen, die Kritik üben. Also ganz Deutschland übt Kritik an diesem 
Gesetz [...]; das wird es mit der FDP nicht geben“ (Meurer 2023, 3:10). 

Christian Dürr: „Viele Menschen wollen einen solchen Zugang zum Klimaschutz ohne Verbotsorgien“ 
(Caspari und Schlieben 2023). 

So strukturiert der Knotenpunkt auch Verbesserung und Entschlossenheit. 
Christian Dürr: „Christian Lindner hat ja klargemacht, dass er noch Verbesserungsbedarf sieht. [...] 
[Wir] müssen [...] das Gesetz jetzt im parlamentarischen Prozess verbessern. Das wird in jedem Fall 
gelingen“ (Schäfer 2023a). 

Nachdem der Gesetzesentwurf überarbeitet wurde, seien Die Menschen demnach zufrieden ge-
wesen. So gebe es durch den Einsatz der FDP ein Aufatmen. 
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Christian Lindner: „Die FDP insgesamt hat Korrekturbedarf gesehen. [...] Im Ergebnis haben wir gemein-
sam in der Koalition eine Neufassung des Heizungsgesetzes verabredet. Wir haben Praxistauglichkeit, 
Technologiefreiheit und vor allem die zeitliche Verknüpfung mit der örtlichen Wärmeplanung verbes-
sert. Ich spüre geradezu ein Aufatmen im Land“ (Hulverscheidt, Richter, und Roßbach 2023). 

Im Antagonismus dazu steht Gegen die Menschen.  
Konstantin Kuhle: „Und das Parlament sagt: Moment mal. Das geht in eine Richtung, wo sich so viele 
Menschen Sorgen machen“ ((ZDFheute Nachrichten 2023a, 2:20). 

Frank Schä3ler: „Naja, so wie der ursprüngliche Entwurf von Herrn Habeck war, war [der] auch ökono-
mischer Unsinn und auch technologisch nicht durchführbar. Das sage ja nicht nur ich, sondern das 
sagen ganz viele Menschen und Verbände [...]. Also insofern fühle ich mich da nicht alleine, sondern 
das ist Mehrheitsmeinung, große Mehrheitsmeinung in Deutschland“ (Meurer 2023, 4:20). 

Auch Staat wird als Antagonismus zu der Gesellschaft bzw. Die Menschen artikuliert. 
Wolfgang Kubicki: „Also der Staat darf von den Privaten nichts verlangen, was er nicht selbst zu geben 
bereit ist“ (ZDFheute Nachrichten 2023c, 6:45). 

Christian Lindner: “Wir setzen eher Vertrauen in die Eigenverantwortung der Menschen; setzen eher auf 
die Selbstorganisation der Gesellschaft und den Markt. Und es gibt andere, die denken eher an Gleich-
heit und Staat“ (Tagesschau 2023f, 3:35). 

Der zweite Knotenpunkt ist Technologieo\enheit. 
Christian Lindner: „Zum einen war es notwendig, das Heizungsgesetz technologieo3en, wirtschaftlich 
vernünftig und physikalisch machbar zu gestalten“ (Greive, Hildebrand, und Sigmund 2023). 

Hier strukturieren sich Innovation und Zukunft. Aber auch spezifische Technologien, nicht zuletzt 
Wassersto\. 

Bettina Stark-Watzinger: „Wichtig in diesem Gesetz war ja, das wir eine Technologieo3enheit haben. 
[...] Und natürlich auch die Option o3enhalten, dass unser Ziel Klimaneutralität erreicht werden kann. 
Aber das kann eben mit Wassersto3, das kann mit Pellets, das kann mit ganz verschiedenen Wegen 
erreicht werden” (ZDFheute Nachrichten 2023d, 0:35). 

Ebenso wie Individualität und Ermöglichen. 
Christian Lindner: „Ich habe eine Wärmepumpe mit Photovoltaik. Und obwohl mich das persönlich be-
geistert, möchte ich das dennoch nicht allen anderen vorgeben“ (Hulverscheidt, Richter, und Roßbach 
2023). 

Christian Dürr: „Wir sind gegen Verbote und fürs ermöglichen“ (Caspari und Schlieben 2023). 

Und auch Anreize. 
Christian Dürr: „Unser Ziel sollte jedoch auch sein, den freiwilligen Umstieg auf eine klimaneutrale Hei-
zung zu fördern. Es geht auch darum, Anreize zu setzen, damit Klimaschutz gelingt“ (Schäfer 2023a). 

Der hierzu artikulierte Antagonismus ist Verbot, in Äquivalenz zu Wärmepumpe und auch Vor-
schrift.  

Christian Dürr: „Warum sollte man eine Technologie verbieten, die klimaneutral ist? Warum soll man 
Heizungen verbieten, die in Zukunft Wassersto3 verbrennen können, der klimaneutral ist?“ (Caspari 
und Schlieben 2023). 

Christian Lindner: „Die FDP wird das Gesetz verbessern. Und es wird am Ende kein Verbotsgesetz ge-
ben, an dem am Ende nur eine Möglichkeit bestehen bleibt, nämlich die Wärmepumpe. Weil die Wär-
mepumpe nicht die einzige Möglichkeit ist, energiee3izient Gebäude zu beheizen“ (Tagesschau 2023b, 
07:30). 
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Der dritte Knotenpunkt ist Wirtschaftlicher Klimaschutz. Darunter fallen Momente wie Funktiona-
lität, Realität, Umsetzbarkeit, Akzeptanz und Praktikabilität. 

Christian Lindner: „Insgesamt müssen wir Klimaschutz so realisieren, dass wirtschaftlich Vernünftiges 
und physikalisch Mögliches berücksichtigt werden“ (Hulverscheidt, Richter, und Roßbach 2023). 

Christian Dürr: „Früher hieß des immer schnell: Der FDP ist das Klima egal. Das war immer Quatsch. 
Aber jetzt beschäftigen sich die Menschen konkret damit, was Klimaschutz für sie ganz persönlich be-
deutet. Wie teuer wird das? Wie praktikabel?“ (Caspari und Schlieben 2023). 

Christian Dürr: „Wir müssen ein gutes Gesetz machen, dass von den Bürgern akzeptiert wird und sich 
in der Realität umsetzen lässt“ (Schäfer 2023a). 

Dabei soll dieser Klimaschutz Gemäßigt sein.  
Wolfgang Kubicki: „Ich kann ihnen sagen, dass dort [im Koalitionsvertrag, Anm. d. Autors] drinsteht, 
dass wir die Wärmewende wollen, [hin] zur klimaneutralen Wärmeversorgung. Möglichst. Nicht unbe-
dingt, sondern möglichst“ (ZDFheute Nachrichten 2023c). 

Frank Schä3ler: „[...] aber man muss jetzt auch mal die Kirche im Dorf lassen. Wir können nicht alles 
dem Klimaschutz unterordnen. Wir haben ja auch andere Ziele im Koalitionsvertrag“ (Meurer 2023, 
5:15). 

Der dem gegenüberstehende Antagonismus ist Planwirtschaftlicher Klimaschutz. Hier wird auch 
Eiliger Klimaschutz artikuliert. 

Frank Schä3ler: „Herr Habeck hat ja selbst gesagt, dass verschiedene Stufen [des Gesetzes, Anm. d. 
Autors] auch früher beginnen können und deshalb frage ich mich, warum das alles zwingend vor der 
Sommerpause geschehen muss“ (Meurer 2023, 2:10). 

Christian Dürr: „In der Vergangenheit war die deutsche Klimaschutzpolitik sehr planwirtschaftlich or-
ganisiert. [...] Anstelle dessen wählen wir jetzt einen pragmatischen und marktwirtschaftlicheren An-
satz. Viele Menschen wollen einen solchen Zugang zum Klimaschutz ohne Verbotsorgien“ (Caspari und 
Schlieben 2023). 

Auch wird hier Wirkungsloser Klimaschutz artikuliert.  
Wolfang Kubicki: „Ja, aber die Wärmepumpe bietet keine 65% regenerative Energien. Das ist völliger 
Quatsch momentan“ (ZDFheute Nachrichten 2023c, 19:10). 

Sowie Nicht umsetzbar. 
Konstantin Kuhle: „Es hat was damit zu tun, dass die Menschen heute schon keinen Termin bekommen 
beim Schornsteinfeger, beim Energieberater, bei den Leuten, die man mal fragen könnte: Was ist denn 
jetzt eigentlich mit meiner Heizung? [...] Und das hätten wir nicht beschließen können“ (ZDFheute 
Nachrichten 2023a, 0:45). 

6.1.3 SPD 

Der Diskurs der SPD im Vergleich zu den beiden zuvor analysierten Diskursen weniger stark von 
Antagonismen bzw. der expliziten Artikulation von Antagonismen geprägt. Im Grundton erscheint 
der Diskurs gemäßigt und vermittelnd, was sicherlich auch auf die Rolle der SPD als Kanzlerpartei 
zurückzuführen ist. Der Diskurs ist zudem weniger ausdefiniert, da im Vergleich der vier Parteien-
diskurse hier klar am wenigsten Material zur Verfügung stand und Politiker:innen der SPD am sel-
tensten in Talkshows und Interviews auftauchten. Es fällt auf, dass das Heizungsgesetz weder klar 
als Teil des Diskurses noch klar als Antagonismus artikuliert wird. Als diskursive Trennlinie wurde 
Aufgabe der Regierung rekonstruiert. Demnach ist das diskursive Außen jenes, was Nicht-Aufgabe 
der Regierung ist. Hauptknotenpunkt des Diskurses ist Sicherheit, im Antagonismus dazu wird 
Unsicherheit artikuliert. Die zuvor beschriebenen Eigenschaften des Diskurses, wie die Tatsache, 
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dass die Trennung zwischen dem Diskurs und dessen Antagonismus im Verhältnis nur unscharf 
artikuliert wird, kann auch auf die innerdiskursive Logik zurückgeführt werden, dass Konflikthaf-
tigkeit als etwas antagonistisches artikuliert wird. 

Der erste zu untersuchende Knotenpunkt ist Gerechtigkeit. Er umfasst unter anderem die Mo-
mente Förderung und Finanzielle Unterstützung. 

Ulf Kämpfer: „Natürlich darf das [der Umrüstung der Heizung, Anm. d. Autors] nicht alleine auf die Mie-
ter abgewälzt werden. [...] Insgesamt brauchen wir glaube ich individuelle Förderungen, wenn ich mir 
eine Wärmepumpe anscha3e, wenn ich Mieter/Mieterin bin“ (Phoenix 2023, 2:25). 

Matthias Miersch: „[...] für die SPD-Bundestagsfraktion ganz entscheidend: Die Förderung. Hier merke 
ich im Wahlkreis eine massive Verunsicherung bei ganz, ganz vielen Menschen, dass sie finanziell über-
fordert werden. Das darf nicht passieren“ (Lehmann 2023). 

Und auch Bezahlbarkeit und Ausgleich. 
Stephan Weil: „Und viele Probleme sind [in Habecks Entwurf, Anm. d. Autors] nicht geklärt: Gibt es ge-
nug Installateure? Was ist mit den Menschen, die sich keine Wärmepumpe leisten können?“ (Eichinger 
und Hellemann 2023). 

Kevin Kühnert: „Das heißt der Streitpunkt der gesellschaftliche – und das aus gutem Grund – ist die 
Frage des Lastenausgleichs am Ende. Wer hat es wie stark zu spüren?“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 
19:45). 

Dagegen steht der Antagonismus Gleichheit. 
Matthias Miersch: „Es gibt Menschen, die diesen Zuschuss nicht brauchen. Wir sollten uns jetzt die Zeit 
nehmen, Gerechtigkeitselemente einzubauen. Ich halte nichts von einer Förderung mit der Gießkanne“ 
(Lehmann 2023). 

Stephan Weil: „Wir sollten nicht den Kauf jeder Wärmepumpe mit einem Festbetrag fördern, sondern 
die staatliche Hilfe je nach Einkommenshöhe sta3eln. Mit meinem Gehalt brauche ich gar keine staat-
liche Förderung, aber eine Erzieherin kann das nur stemmen, wenn der Staat einen Großteil über-
nimmt“ (Eichinger und Hellemann 2023). 

Zweiter Knotenpunkt  ist Gewissheit. Hier werden unter anderem die Momente Planbarkeit und 
Übergangsfristen artikuliert. 

Matthias Miersch: „Mir ist vor allem wichtig, wie das Gesetz in Kraft tritt – die Bürgerinnen und Bürger 
wollen jetzt wissen, wie es mit ihren Heizungen weitergeht“ (Lehmann 2023). 

Klara Geywitz: „Ich bin für sinnvolle Übergangsfristen und für eine Lösung, die ökonomisch und ökolo-
gisch verträglich und sozial akzeptabel ist“ (Hellemann und Schäfer 2023). 

Ebenso die Momente Begleiten, Mitgehen und auch Anleiten. 
Olaf Scholz: „Und der Heizungsaustausch muss ja nicht über Nacht geschehen, sondern Schritt für 
Schritt über die nächsten zwei Jahrzehnte. Jeder und jede wird mitgenommen“ (Debes, Hollitzer, und 
Schönau 2023). 

Olaf Scholz: „Aber wir machen das [Heizungsgesetz, Anm. d. Autors] auf eine Art und Weise, bei der die 
Bürgerinnen und Bürger mitgehen können. Und das sollen sie ja auch“ (Tagesschau 2023a, 8:40). 

Dazu gehört auch die Gewissheit, dass nun an am Gesetz gearbeitet wird, um mehr Gewissheit 
zu schaSen. 

Kevin Kühnert: „Jetzt liegt der Gesetzesentwurf der Regierung beim Parlament und sobald er dort jetzt 
aufgesetzt ist dieser Entwurf sind wir dann in den Fachausschüssen mit den Fachabgeordneten auch 
daran, das zu bearbeiten“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 4:00). 

Dem gegenüber steht Überforderung. Hier werden Momente wie Verunsicherung artikuliert. 
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Olaf Scholz: „Und gleichzeitig ist es völlig in Ordnung, wirklich mit großem Engagement darüber [über 
den Klimaschutz im Gebäudesektor, Anm. d. Autors] nachzudenken, wie das gelingen kann, ohne dass 
die einzelnen Bürgerinnen und Bürger dabei überfordert sind“ (Tagesschau 2023m, 33:45). 

Matthias Miersch: „Hier merke ich im Wahlkreis eine massive Verunsicherung bei ganz, ganz vielen 
Menschen, dass sie finanziell überfordert werden. Das darf nicht passieren“ (Lehmann 2023). 

Ebenso etwas wie Härte. 
Klara Geywitz: „Das Andere ist, dass die FDP gesagt hat, sie lehnen es grundsätzlich ab, harte Eigen-
tumseingri3e zu machen. Und da bin ich auch bei der FDP. Dieses Gesetz sieht keinen harten Eingri3 
vor. Das heißt: Weder Robert Habeck noch Klara Geywitz kommen in irgendeinen Heizungskeller und 
holen da eine funktioniere Heizung raus“ (Tagesschau 2023e, 1:55). 

Aber auch Konflikt und Streit. 
Kevin Kühnert: „Wäre es wahrscheinlicher geworden, dass wir das [Gesetz] [...] vor der Sommerpause 
beschließen würden, [...] wenn der Bundeskanzler sich an dem ö3entlichen Getöse beteiligt hätte, was 
wir zum Teil erlebt haben? Er ist zweifelsohne dazu in der Lage, aber wir müssen doch Kompromisse 
am Ende finden“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 14:55). 

Der dritte Knotenpunkt ist Klimaschutz. Dazu gehört auch Technologieo\enheit, was als ein 
quasi-importiertes Moment aus dem Diskurs der FDP angesehen werden kann, da die SPD als 
Kanzlerpartei nicht zuletzt auch an einer Kommunikation in Einklang mit der gesamten Regierung 
bestrebt ist.  

Kevin Kühnert: „Und was der Bundeskanzler zu keiner Zeit getan hat, ist [...] Luft an die Frage herankom-
men zu lassen, ob diese Regierung den Anspruch hat, über das Gebäudeenergiegesetz die Wärme-
wende in Deutschland voranzutreiben“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 15:15). 

Klara Geywitz: „Um das Klima zu schützen, müssen wir weitgehend damit aufhören, unsere Häuser mit 
fossiler Energie zu heizen. Uns im Bauministerium war immer wichtig, dass wir technologieo3en blei-
ben“ (Hellemann und Schäfer 2023). 

Unter diesem ist auch Dringlichkeit und Notwendigkeit strukturiert. 
Lars Klingbeil: „Ich möchte, dass dieses Gesetz zum 1.1.2024 in Kraft tritt. Ich will nicht, dass wir jetzt 
wieder einen Rückschritt machen und sagen, wir können beim Klimaschutz doch noch einmal drei 
Jahre warten“ (Tagesschau 2023h, 3:55). 

Stephan Weil: „Heizen macht ein Drittel unseres CO2-Ausstoßes aus. Wenn wir das mit dem Klima-
schutz hinkriegen wollen, müssen wir da ran“ (Eichinger und Hellemann 2023). 

Hier wird nun auch die Subjektposition Die Menschen artikuliert. 
Kevin Kühnert: „Das ist ja gar nicht unbedingt nötig, einer Mehrheit noch zu erklären, dass wir eine Wär-
mewende brauchen. Also alle Umfragen [...] zeigen ganz klar: Die Mehrheit der Leute sagt: Wir brauchen 
die Wärmewende. Die Mehrheit hat sogar im Politbarometer6 gesagt, sie sind dafür, dass ab nächstem 
Jahr keine fossilen Heizungen mehr eingebaut werden“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 19:25). 

Dem entgegen wird der Antagonismus CO2-Preis artikuliert, Äquivalent mit Menschen alleinlas-
sen. 

Kevin Kühnert: „Während andere die Diskussion aufgemacht haben, ob es nicht doch sinnvoll wäre, den 
CO2-Preis ins Unermessliche zu steigern und den Leuten einfach 300 Euro für die Tonne CO2 vor die 
Füße zu schmeißen und dann stellen die das schon alleine um“ (ZDFheute Nachrichten 2023g, 15:30). 

Klara Geywitz: „Dieser Emissionshandel entwickelt dann aber erst Wirkung, wenn der CO2-Bespreisung 
sehr hoch ist. Das heißt, niemand wird sich im Jahr 2030 eine Ölheizung oder eine Gasheizung 

 
6 Referiert wird das Politbarometer Mai II 2023 der Forschungsgruppe Wahlen e.V. 
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einbauen, weil das dann einfach so teuer sein wird, da muss man das nicht verbieten. Doch bis dahin 
ist sozusagen Marktversagen aufgrund der fehlenden Transparenz. [..] Viele, die sich jetzt überlegen: 
Kaufe ich mir eine neue Gasheizung oder nicht, ahnen das nicht. Und die werden dann Fragen ̀ 27, ̀ 28: 
Liebe Politik, warum hast du mir das nicht gesagt?“ (Tagesschau 2023e, 1:20). 

6.1.4 Die Grünen 

In der Analyse der vorherigen Diskurse zeigte sich, dass alle drei Parteien den ersten Entwurf des 
Heizungsgesetz kritisch sehen und die Verantwortung für die Mängel vor allem bei den Grünen 
sehen. So verwundert es nicht, dass der Diskurs der Grünen zu Teilen defensiv anmutet und sich 
bemüht wird, eine Notwendigkeit dieses Vorhabens zu artikulieren, sowie auf gewisse Kritik-
punkte eingeht, also eine Art Antwort auf die konstruierten Antagonismen der anderen Parteien 
versucht zu geben. Im Diskurs wird strukturiert, was Äquivalent zu Fortschrittskoalition7 steht. 
Dies bildet somit die diskursive Trennlinie, während im antagonistischen Außen Nicht-Fort-
schrittskoalition artikuliert wird. Als Hauptknotenpunkt des Diskurses  wird Fortschritt artikuliert. 
Im Antagonismus dazu wird Stillstand artikuliert. 

Der erste zu betrachtende Knotenpunkt Klimaschutz wird durch Momente wie Verbraucher-
schutz, Dringlichkeit, Alternativlosigkeit und Einschnitte strukturiert. So steht diese Dringlichkeit 
zum einen äquivalent zum Klimaschutz. 

Robert Habeck: „Beim Heizungsgesetz ist die Debatte wegen der Dringlichkeit des Klimaschutzes und 
der Wirkung in den Alltag hinein scharf“ (Bollmann 2023). 

Renate Künast: „Der Klimawandel ist heute so präsent, dass abgesehen von ein paar Klimaleugnern 
jeder verstanden hat, dass es allerhöchste Eisenbahn ist“ (Hensel und Schuler 2023). 

Auch das Moment Heizungsgesetz strukturiert sich unter dem Knotenpunkt Klimaschutz. 
Ricarda Lang: „Wenn wir 2045 ernst meinen, dann können wir auch im Jahr 2025, 2026 in Neubauten 
nicht immer auch noch auf Öl- und Gasheizungen setzen. Das ist ja schon rein mathematisch [unmög-
lich]; die haben eine Halbwertszeit von sagen wir mal 30 Jahren, dann bin ich weit über 2045. Das heißt, 
wir müssen da jetzt rangehen“ (ZDFheute Nachrichten 2023f, 19:55). 

Das Heizungsgesetz wird schließlich als Gesetz für den Klimaschutz und damit als Alternativlo-
sigkeit artikuliert. 

Robert Habeck: „Ein Drittel der fossilen Energien, die wir in Deutschland verfeuern, verbrauchen wir 
beim Heizen, damit sind wir sehr schlecht, auch im europäischen Vergleich. [...] Wir müssen da range-
hen – oder wir sagen, wir geben die Klimaschutzziele auf“ (di Lorenzo 2023). 

Katharina Dröge: „Wir wussten, dass man gegen ein Gesetz, das wirklich jeden Menschen betri3t, Kam-
pagnen machen kann. Aber gibt es eine Alternative dazu? Die Dringlichkeit der Klimakrise kann man 
mittlerweile an der Lebensdauer einer Heizung messen. Die hält 30 Jahre. Und so lange haben wir nicht 
mehr, bis wir klimaneutral sein müssen“ (am Orde und Krüger 2023). 

Der Klimaschutz wird aber auch in Äquivalenz zum Verbraucher:innenschutz gestellt, um noch-
mals die Alternativlosigkeit von Klimaschutzmaßnahmen, in diesem Fall des Heizungsgesetzes, 
zu verdeutlichen. 

Renate Künast: „Dennoch müssen wir schauen, dass wir nicht nur über Klimaschutz reden. [...] Das 
Gebäudeenergiegesetz will doch eigentlich verhindern, dass Leute spätestens ab 2027 plötzlich über 
Nacht feststellen, dass alles teurer wird [...]. Indem wir nun dafür sorgen, dass sie rechtzeitig auf 

 
7 Der Begri6 Fortschrittskoalition bezieht sich auf eine genutzte Bezeichnung der damaligen Regierung in Anlehnung an 
den Titel des Koalitionsvertrags Mehr Fortschritt wagen (siehe dazu Sternberg 2021).  
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Heizungen umsteigen, die zu 65 Prozent mit erneuerbaren Energien betrieben werden, wollen wir sie ja 
gerade vor enormen Kostensteigerungen schützen“ (Hensel und Schuler 2023). 

Ste3i Lemke: „Mittel- und langfristig ist eine Wärmepumpe günstiger als eine Gasheizung. Noch kön-
nen sich viele Menschen nicht vorstellen, wie teuer Öl und Gas sein werden“ (Hellemann und 
Rosenfelder 2023). 

Dem gegenüber steht der Antagonismus Kein Klimaschutz. 
Ricarda Lang: „Wir haben allerdings ein Problem [...] wenn es eine Aufteilung gibt, wo immer die einen 
Vorschläge machen beim Klimaschutz und die anderen nur sagen, warum das nicht geht“ (ZDFheute 
Nachrichten 2023f, 3:15). 

Hier strukturieren sich Momente wie Verzögern. 
Ste3i Lemke: „Dass inzwischen Konservative auf europäischer Ebene, aber auch ein Friedrich Merz von 
der CDU in Deutschland sagen: Gemach, gemach, wir haben noch 20 Jahre Zeit, um all diese Dinge zu 
erledigen. Das kann ich nur mit maximaler Irritation zur Kenntnis nehmen. Wer so etwas erzählt, ver-
kauft die Menschen für dumm“ (Grabitz und Reinbold 2023). 

Auch werden hier CO2-Preis, Verbraucher:innentäuschung und Preissteigerung artikuliert. 
Ricarda Lang: „Die Preise für Öl und Gas werden die nächsten Jahre nach oben gehen, spätestens 2027, 
wenn der Zertifikatehandel angewendet wird. Das heißt, wer heute noch Menschen erzählt: Baut euch 
eine neue Gas- oder [...] Ölheizung ein, der treibt die Menschen in eine Kostenfalle. Das ist aktive Ver-
brauchertäuschung“ (Tagesschau 2023g, 8:20). 

Katharina Dröge: „Die Alternative [zum Heizungsgesetz, Anm. d. Autors] wäre ja der CO2-Preis gewesen 
und das hätte geheißen, dass wir in sehr kurzer Zeit sehr hohe Preise gehabt hätten, egal für wen“ 
(Tagesschau 2023l, 1:20). 

Der zweite Knotenpunkt ist Problemlösung. Hier strukturieren sich Momente wie Sachdienlich-
keit, Notwendigkeit, Sinnvolles und Pragmatismus. 

Robert Habeck: „Der Hauptsinn [...] ist doch, dass mal Probleme gelöst werden. Dass wir [...] hand-
lungsfähig sind und Sachen mal weg machen, also weg entscheiden und jetzt umsetzen und uns den 
nächsten Sachen zuwenden“ (ZDFheute Nachrichten 2023h, 28:15). 

Katharina Dröge: „Die Menschen wollen eine Regierung, die Probleme löst“ (am Orde und Krüger 2023). 

Robert Habeck: „Aber jetzt muss man sich dann auch entscheiden – als Politiker selbst oder auch als 
[...] Bürgerin und Bürger dieses Landes: Will man es bequem haben und eine Politik, die sich nicht um 
die Probleme kümmert oder [eine], die versucht, die Probleme zu lösen? [...] Ich glaube, man sollte zu 
Hause bleiben, wenn man nicht bereit ist, letzteres zu tun“ (ZDFheute Nachrichten 2023b, 21:30). 

Dem gegenüber steht der Antagonismus Handlungslosigkeit. 
Robert Habeck: „Ich könnte ihnen meterweise Probleme aufzählen, die eigentlich unerklärlich sind. 
Warum sind sie da? Weil sich die Politik darum nicht gekümmert hat. Und deswegen – ja ich weiß, was 
sie sagen werden: Die Grünen haben einen Plan und den wollen sie durchsetzen. Aber keinen Plan zu 
haben, scheint mir fast das größere Problem zu sein. Und wir leiden bitterlich darunter, dass einfach 
alles ausgesetzt wurde. Wir haben ja geglaubt: Nur weil wir beschlossen haben, wir werden klimaneut-
ral, sind wir es. Also die Große Koalition und mit Verlaub, das Land, hat geglaubt, wir sind die Klima-
schutzweltmeister und in Wahrheit waren wir in allen Bereichen zu schlecht“ (ZDFheute Nachrichten 
2023b, 20:35). 

Sowie Technologieo\enheit. 
Ricarda Lang: „Was mich manchmal so ein bisschen irritiert an der Debatte zu Technologieo3enheit – 
[...] dass oft unter diesem Chi3re eigentlich die Technologie, die am einfachsten, am e3izientesten auf 
der Hand liegt, blockiert wird. [...] Technologieo3enheit, das heißt doch nicht, nicht mehr zu schauen, 
was ist e3izient und was macht an welcher Stelle Sinn“ (Tagesschau 2023j, 15:45). 
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Der dritte Knotenpunkt ist Miteinander. Hier strukturiert sich die Subjektposition Die Menschen. 
Robert Habeck: „Wir können Krisen bewältigen, wenn wir [...] uns unterhaken [...] sich 82 Millionen 
Menschen beteiligen. [...] Die Lektion des vergangenen Jahres ist nicht: Der Staat regelt das schon! Son-
dern: Wenn alle mitziehen, kriegen wir erstaunliche Dinge hin“ (Hensel und Reinbold 2023). 

Ebenso die Momente Demokratisch, Werben und Erklären. 
Stefan Wentzel: „Diesen Entwurf [...] werden wir in Kürze mit den Ländern und Verbänden breit konsul-
tieren. Ich kann Ihnen versichern, es werden alle Stimmen gehört, auch die kritischen“ (Schuler 2023). 

Robert Habeck: „In einer Demokratie brauchst du immer politische und gesellschaftliche Mehrheiten, 
das bestimmt die Geschwindigkeit der Veränderung. Man muss aus dem Zentrum der Gesellschaft her-
aus immer wieder erklären, erklären, erklären, für die Mehrheiten werben, sie herstellen, Bündnisse 
schmieden“ (di Lorenzo 2023). 

Sowie Kompromiss und Regierung. 
Robert Habeck: „Ich bin in jeder Hinsicht maximal pragmatisch. Jede Lösung, jede Übergangsfrist, die 
hilft, kann genommen werden. Es geht hier nicht darum, eine Ideologie durchzudrücken. [...] Und alle 
Schritte, die auf dem Weg dahin es leichter machen, pragmatischer machen, die können gegangen wer-
den. Da gibt es maximale Flexibilität“ (ZDFheute Nachrichten 2023h, 19:50). 

Katrin Göring-Eckardt: „Es ist ja nicht so, dass die Wärmewende oder die Bewältigung der Klimakrise 
[...] eine grüne Spezialaufgabe ist, sondern das ist eine Aufgabe der gesamten Regierung“ (ZDFheute 
Nachrichten 2023g, 20:10). 

Dem gegenüber steht der Antagonismus Gegeneinander. 
Ricarda Lang: „Ebenso gilt: Wir müssen als Ampel weniger ö3entlich streiten“ (Bubrowski und 
Wyssuwa 2023). 

Katharina Schulze: „[...] was dann auf der anderen Seite los war, dass irgendwie Heizungsverbot die 
Headline ständig war und den Leuten [...] Angst gemacht wurde, war [...] nicht ganz zielführend. Und 
das finde ich irgendwie einen blöden politischen Umgang miteinander, weil wir ja eigentlich alle ge-
meinsam vor einer riesigen Herausforderung stehen. [...] ich würde [...] lieber über gute Lösungen dis-
kutieren“ (Tagesschau 2023i, 8:05). 

Partei Protagonismus Trennlinie Antagonismus
CDU/CSU Realität

• Eigenverantwortung
• Akzeptanz
• Rationalität

Nicht-Grüne Regierung /
Grüne Regierung

Die Grünen
• Verbot
• Verunsicherung
• Ideologie

FDP Überarbeitetes Heizungsgesetz
• Für die Menschen
• Technologieoffenheit
• Wirtschaftlicher Klimaschutz

FDP /
Nicht-FDP

Habecks Entwurf
• Gegen die Menschen
• Verbot
• Planwirtschaftlicher Klimaschutz

SPD Sicherheit
• Gerechtigkeit
• Gewissheit
• Klimaschutz

Aufgabe der Regierung /
Nicht-Aufgabe der 
Regierung

Unsicherheit
• Gleichheit
• Überforderung
• CO2-Preis

Die 
Grünen

Fortschritt
• Klimaschutz
• Problemlösung
• Miteinander

Fortschrittskoalition /
Nicht-
Fortschrittskoalition

Stillstand
• Kein Klimaschutz
• Handlungslosigkeit
• Gegeneinander

Abbildung 1: Übersicht der Diskurse (eigene Darstellung). Unterstrichen sind jeweils die Hauptknotenpunkte, darunter 
finden sich die drei Knotenpunkte. 
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6.2 Neoliberale Bedeutungsstrukturen 
Um zum Abschluss des Analyseteils dieser Arbeit herauszufinden, inwiefern die Debatte um das 
Gebäudeenergiegesetz von neoliberalen Bedeutungsstrukturen geprägt ist, also eine neoliberale 
Diskurshegemonie in dieser Debatte reproduziert wird, sollen nun die analysierten Diskurse auf 
die Logiken des Neoliberalismus hin analysiert werden. 

6.2.1 Logik des Marktes 

Begonnen werden soll mit der Analyse nach Marktlogiken. In den Diskursen von CDU/CSU wie 
auch von der FDP wird der CO2-Preis als das geeignetste Mittel gegen den Klimawandel artikuliert. 
So ist für die CDU/CSU der CO2-Preis äquivalent zur Eigenverantwortung und ermöglicht den Bür-
ger:innen, selbstbestimmt die für sie günstigste Lösung im Sinne des Klimaschutzes zu wählen. 
Der CO2-Preis fungiert hier quasi als Steuer auf bestimmte Produkte – in diesem Fall CO2-haltige 
Produkte. So wie eine Steuer auf Zucker oder Alkohol wird also eine Steuer erhoben, die die Kon-
sument:innen zum Kauf von Produkten bewegen soll, die weniger CO2 enthalten. Wie auf einem 
Markt üblich, steht es den Konsument:innen jedoch nach wie vor frei, auch Produkte zu konsu-
mieren, auf die eine hohe Steuer bzw. ein hoher CO2-Preis anfällt. Die Möglichkeit, klimaschädli-
che Produkte zu konsumieren, wird den Konsument:innen nicht genommen. Dieser Marktmecha-
nismus sorgt dafür, dass die Konsument:innen nicht direkt mit der Aufgabe, Klimaschutz zu be-
treiben, in Kontakt kommen und ihr Verhalten nicht umstellen müssen, da sie nach wie vor nur 
der Logik von Konsument:innen auf einem Markt folgen müssen: Sie kaufen das für sie beste Pro-
dukt, dass sie sich im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten leisten können. In dieser Logik stei-
gen Konsument:innen auf Grund des Preises also zu einem gewissen Zeitpunkt automatisch um, 
sobald sie sich das klimaschädliche Produkt nicht mehr leisten können; zum Beispiel von Gas auf 
Strom. So wird Klimaschutz betrieben, ohne die Logik des Marktes verlassen zu müssen. Dass für 
ebenjene Parteien Verbot ein Moment des Antagonismus ist, ist insofern folgerichtig. So wie auf 
einem Markt, in dem ausschließlich Unternehmen agieren, Verbote nicht vorkommen, da ein Un-
ternehmen keine Produkte auf dem Markt verbieten kann, soll die Politik Produkte nicht verbieten, 
sondern dafür sorgen, dass andere Produkte attraktiver werden. Das impliziert auch, dass ein kli-
maschädliches Produkt, solange es trotz Preiserhöhung gewinnbringend verkauft werden kann, 
weiterhin auf dem Markt angeboten wird und in der Diskurslogik auch angeboten werden soll. 

Während im Diskurs der CDU/CSU und der FDP der CO2-Preis also positiv besetzt wird, wird 
dieser in den Diskursen von SPD und den Grünen in einer weitaus negativeren Struktur artikuliert. 
Für die SPD stellt der CO2-Preis einen Antagonismus zum Klimaschutz dar, der zugleich Unsicher-
heit durch Erzeugen von hohen Preisen schaSt. Auch die Grünen artikulieren in ihrem Diskurs den 
CO2-Preis als Antagonismus, äquivalent zu Verbraucher:innentäuschung, die ebenfalls auf die ar-
tikulierte Preissteigerung für Bürger:innen zurückgeführt wird, wenn dieser Entwicklung nichts 
entgegengesetzt werde. Bei tieferer Analyse fällt in beiden Diskursen auf, dass es nicht um die 
Ablehnung des CO2-Preises an sich geht: Die marktwirtschaftliche Systematik des CO2-Preises 
und auch die geplante Einführung ab 2027 wird nicht in Frage gestellt. Vielmehr wird die Sorge 
artikuliert, dass einige Bürger:innen auf die Preisveränderungen, die der CO2-Preis zur Folge ha-
ben wird, nicht adäquat werden reagieren können. Sie verfügen nicht, wie es auf einem optimal 
funktionieren Markt der Fall wäre, über vollkommene Flexibilität. Der Besitz einer bestehenden, 
funktionierenden Heizung – es wird von einer Lebensdauer von 25-30 Jahren gesprochen – erzeugt 
einen Lock-in ESekt. Viele Bürger:innen können auf Grund ihrer finanziellen Möglichkeiten nicht 
jederzeit ihre Heizung austauschen, sondern sind aus ökonomischen Gründen über die Laufzeit 
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der Heizung an diese gebunden. Somit sind sie den Preisveränderungen des für ihre Heizung not-
wendigen RohstoSes – sei es Gas oder Öl – ausgeliefert. Die Forderung, die Logik des Marktes in 
diesem Bereich auszuhebeln, wird in den Diskursen von SPD und Grüne nicht artikuliert. Viel eher 
werden Lösungen artikuliert, die dieses Marktversagen korrigieren sollen. Aus Sicht von SPD und 
Grünen sind dafür Förderungen und die Vorhaben, die in den von ihnen vorgeschlagenen Versio-
nen des Heizungsgesetzes enthalten sind, Maßnahmen, um ebendieses Marktversagen zu kom-
pensieren. Es zeigt sich also, dass auch wenn im Diskurs der CDU/CSU und der FDP ein reines 
Marktprinzip befürwortet und im Diskurs der SPD und der Grünen eine Notwendigkeit zum Ein-
greifen in dieses Marktprinzip artikuliert wird, in keiner der Diskurse das Marktprinzip als solches 
hinterfragt wird. 

6.2.2 Logik der Kostene?izienz 

Die Logik der KosteneSizienz bildet eines der zentralen Merkmale im Kosten-Nutzen-Schema des 
neoliberalen Denkens. Im Diskurs der SPD unter dem Knotenpunkt Gerechtigkeit werden Förde-
rungen als Instrument zur SchaSung von Gerechtigkeit artikuliert, die nur dann gerecht seien, 
wenn sie nicht für alle gleich, sondern gestaSelt nach Bedarf gezahlt werden. Förderungen wer-
den hier wie eine Investition artikuliert. Hier lässt sich eine Logik erkennen, die die Kosten und 
Nutzen von allgemeinen Förderungen abwägt und zu dem Schluss gelangt, dass für die SchaSung 
von Gerechtigkeit – zugleich aber auch in einem volkswirtschaftlichen Sinne – der Nutzen je Euro 
gezahlter Förderungen am höchsten ist, wenn diese denjenigen Menschen gezahlt werden, deren 
Kapital damit relativ betrachtet am meisten steigt. Wenn hingegen eine Förderung an eine wohl-
habende Person gezahlt wird – im Diskurs wird als Beispiel eine Person mit Gehalt eines Minister-
präsidenten genannt –  steigt ihr Kapital relativ betrachtet weniger, wodurch der Nutzen der Inves-
tition der Förderung geringer ausfällt. Im Diskurs der Grünen sind Förderungen kein vergleichbar 
prominentes Moment. Stattdessen wird auf Verbraucher:innenschutz gesetzt, als Instrument, um 
Bürger:innen zu ermächtigen, selbstständig Kosten zu optimieren. So ist der geplante gesetzliche 
Umstieg auf klimafreundlichere, aber vor allem auch mittelfristig kostengünstigere Heizungen, ein 
Weg, Kosten zu optimieren. Zum einen individuell, wenn Bürger:innen weniger Kosten zu tragen 
haben, zum anderen kollektiv, um mögliche zukünftige Kosten des Staates zu vermeiden, die 
durch eine Notwendigkeit höherer Förderungen entstehen könnten. Im Diskurs der FDP tritt die 
Logik der KosteneSizienz sichtbar unter dem Knotenpunkt Wirtschaftlicher Klimaschutz zu Tage. 
Im Diskurs der CDU/CSU ist diese Logik relativ gesehen weniger präsent, findet sich jedoch zu 
Teilen in dem Moment Bezahlbarkeit. 

6.2.3 Logik des Wettbewerbs 

Die Logik des Wettbewerbs ist durch Technologieo\enheit in allen vier Diskursen repräsentiert. 
Auch hier unterscheiden sich vor allem die Diskurse von CDU/CSU und FDP zu denen von SPD 
und Grüne. TechnologieoSenheit als die freie Wahl zwischen Wärmepumpen, Pelletheizungen, 
H2-ready-Heizungen und anderen Technologien, wie es besonders im Diskurs der FDP prominent 
artikuliert wird, entspricht klar der Logik des Wettbewerbs. Auch im Diskurs der SPD wird Techno-
logieoSenheit positiv besetzt, wenngleich zurückhaltender und weniger eindringlich als im Dis-
kurs der FDP. Die Grünen artikulieren TechnologieoSenheit nicht als Antagonismus, im Vergleich 
aber am zurückhaltendsten und kritischsten in ihrem Diskurs. Die Logik des Wettbewerbs wird im 
Diskurs der Grünen nicht abgelehnt, sondern als bereits abgeschlossen artikuliert. So habe sich 
in der Logik des Diskurses bereits das Produkt mit den besten Eigenschaften – die Wärmepumpe 
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– im Wettbewerb durchgesetzt. Hier wird hier ein innerdiskursiver Widerspruch sichtbar: Die Wär-
mepumpe wird einerseits als Produkt, dass sich im Wettbewerb gegen andere Produkte als die 
eSizienteste und kosteneSektivste Technologie erwiesen hat, artikuliert. Gleichzeitig wird im-
merzu erklärt, weshalb die Wärmepumpe die beste der möglichen Technologien sei und sich 
dementsprechend bereits im Wettbewerb der besten Technologien durchgesetzt habe. Wenn 
dies tatsächlich der Fall wäre, bräuchte es – auch in der innerdiskursiven Logik – keine Bewerbung 
des Produkts und seiner Vorteile mehr, da es rein wettbewerbslogisch bereits das beliebteste Pro-
dukt sein müsste. Unabhängig der realen Marktgegebenheiten ist also im Diskurs der Grünen 
keine konsistente Diskurslogik in Bezug auf die Logik des Wettbewerbs in dieser Hinsicht erkenn-
bar.  Auf einer übergeordneten Ebene ist die Logik des Wettbewerbs im Diskurs der Grünen klarer 
zu erkennen. So wird der Hauptknotenpunkt, Fortschritt, nicht als Selbstzweck artikuliert, son-
dern in die Logik des Wettbewerbs eingebettet. Besonders deutlich wird dies in der Artikulation 
des Antagonismus Handlungslosigkeit, wo der deutsche Klimaschutz als Teil eines globalen Wett-
bewerbs artikuliert wird und attestiert wird, man sei derzeit zu schlecht. So bestehe die Notwen-
digkeit, Klimaschutz zu betreiben – aber im größeren auch nach Fortschritt als solchem zu streben 
– , um im internationalen Wettbewerb zwischen den Staaten zu bestehen und die Wettbewerbs-
position zu verbessern. 

Doch nicht nur die Frage, welche Technologie zur Erreichung der Klimaziele genutzt werden 
soll, wird im Diskurs der FDP oSengehalten, auch die Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen 
wird in Frage gestellt und dem Wettbewerb unterworfen. So scheint es, als müsse auch das Ziel 
des Klimaschutzes im Wettbewerb der Ziele und Interessen bestehen, wie sich insbesondere un-
ter dem Knotenpunkt Wirtschaftlicher Klimaschutz oSenbart. Das Ziel des Klimaschutzes kann in 
dem Sinne nicht einfach so Vorrang vor wirtschaftlichen Fragen, Fragen der Vernunft oder der Ak-
zeptanz bekommen, ohne unter Beweis zu stellen, dass Klimaschutz im wirtschaftlichen Wettbe-
werb einen Vorteil bietet, im parteipolitischen Wettbewerb die Beliebtheit und Akzeptanz steigert 
oder sich im Wettbewerb der Notwendigkeiten als das einzig Vernünftige durchsetzt. 

Im Diskurs der CDU/CSU fällt zudem auf, dass die Aufgabe der Zukunftsgestaltung auf den 
Wettbewerb selbst übertragen und dieser dabei als eigenständiger Akteur, als eine Subjektposi-
tion, artikuliert wird. So wird eine Politik, die glaube zu wissen, wie die Welt in der Zukunft – bei-
spielsweise in zehn Jahren – aussehe, als anmaßend artikuliert. Diese Logik artikuliert jedoch 
nicht nur das Voraussehen einer möglichen Zukunft als anmaßend, sondern auch die aktive Ge-
staltung jener. Anstelle der Politik habe der Wettbewerb diese Zukunft – hier bezogen auf die An-
wendung zukünftiger Technologien – zu gestalten. Legitime Aufgabe der Politik ist damit einzig die 
Beobachtung dieser Entwicklung, also die Nicht-Einmischung in die Logik des Wettbewerbs, wo-
mit der Politik diskursiv die Kompetenz abgesprochen wird – zumindest in gewissen Bereichen – 
die Zukunft zu gestalten. Zusammengefasst wird in allen Diskursen die Logik des Wettbewerbs 
positiv besetzt, obgleich sie in den Diskursen von CDU/CSU und FDP, bedingt auch im Diskurs der 
SPD, weniger eingeschränkt befürwortet wird, als dies im Diskurs der Grünen der Fall ist. 

6.2.4 Logik der Anreizsetzung 

Die dritte neoliberale Logik, nach der die Diskurse analysiert werden sollen, ist das Prinzip der 
Anreizsetzung anstelle von harten Gesetzen, Vorgaben und Verboten, nach welcher Politik nicht 
mehr lenken, sondern lediglich Leitlinien vorgeben soll. Im Diskurs der CDU/CSU, der FDP und 
der SPD werden Verbote und harte EingriSe klar antagonistisch artikuliert; stattdessen sollen die 
Bürger:innen mithilfe von Anreizen in eine bestimmte Richtung gelenkt werden. Auch hier lässt 
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sich die Logik des Marktes erkennen, die keine Verbote kennt. Verbote sind vielmehr ein Instru-
ment, dass die Marktlogik vollkommen aushebelt. Im Diskurs der Grünen werden Verbote wiede-
rum nicht antagonistisch artikuliert. Selbst ein hartes Eingreifen des Staates – wie es den Maß-
nahmen des Heizungsgesetz zugeschrieben wird – wird als Notwendigkeit artikuliert, die durch 
ebendiese Notwendigkeit sogleich ihre Legitimation erlangt.  

6.2.5 Logik der Problemlösung 

Während die bisher untersuchten neoliberalen Logiken im Diskurs der Grünen am geringsten aus-
geprägt waren, verhält es sich mit der Logik der Problemlösung umgekehrt: Im Diskurs der Grünen 
ist diese omnipräsent. So wird gar explizit artikuliert, dass die Aufgabe der Politik das Lösen von 
Problemen sei. Politik wird wie die Managementebene eines Unternehmens – oder in diesem Fall 
des Staates – artikuliert, die nach und nach Probleme, die scheinbar natürlicherweise aufkom-
men, abzuarbeiten hat. 

Insbesondere unter dem Knotenpunkt Problemlösung wird eine Art der Politikausübung arti-
kuliert, die sich nicht über ein spezifisches Ziel oder Programm zu definieren hat, sondern nur über 
die Fähigkeit und den Willen, Probleme zu lösen. Auch unter dem Antagonismus Kein Klimaschutz 
im Diskurs der Grünen wird nicht zwischen verschiedenen Methoden der Politik diSerenziert, 
nach denen man sich in der Ausgestaltung politischer Praxis für ein politisches Programm zu ent-
scheiden hat. Stattdessen scheint ein Problem objektiv zu existieren, welches es abzuarbeiten 
gilt. Weder die Existenz oder die Art des Problems – in diesem Fall der Klimawandel – wird in Frage 
gestellt, noch die Art und Weise, wie man dieses Problem zu lösen hat. So heißt es unter dem 
Knotenpunkt Miteinander, dass jede Lösung gewählt werden könne. Es scheint, wie in einem Un-
ternehmen, das betriebswirtschaftlichen Regeln folgt, zu jedem Problem vorgefertigte Lösungen 
zu geben. Manager:innen, die diese Lösung umsetzen, machen es also in der Logik des Diskurses 
richtig, während diejenigen, die das Problem ignorieren, die Zukunft des Unternehmens – des 
Staates – gefährden. Letzteres wird in dem artikulierten Antagonismus Handlungslosigkeit deut-
lich. Eine Art der Politik, die ein längerfristiges Programm mit einer gewissen Idee verfolgt, hat in 
dieser Diskurslogik keinen Platz. Politik muss in dieser Logik nicht mehr Entscheiden, sondern le-
diglich Umsetzen, was scheinbar natürlicherweise zu tun ist. Es wird sich dann von der Lösung 
eines singulären Problems zum nächsten begeben, wodurch auch größere gesellschaftspoliti-
sche Zusammenhänge außerhalb der diskursiven Logik sind. In den Diskursen der übrigen Par-
teien ist diese Logik wiederum nicht derart explizit sichtbar. So werden im Diskurs der CDU/CSU 
verschiedene Möglichkeiten zur Lösung eines Problems diskutiert – in diesem Fall zur Erreichung 
der Klimaziele. Auch im Diskurs der FDP und der SPD werden verschiedene Möglichkeiten zur Lö-
sung dieses Problems artikuliert.  

6.2.6 Logik des Konsenses 

Die neoliberale Logik des sanften Regierens, in der alle Gruppen eingebunden werden und Ent-
scheidungen nicht von oben herab, sondern durch Kompromiss und Konsens getroSen werden, 
ist jene Logik, die sich am deutlichen in den untersuchten Diskursen erkennen lässt. Die Parteien 
artikulieren, Entscheidungen sollen in Einklang mit möglichst vielen Gruppen getroSen oder die-
sen gar überlassen werden. So wird im Diskurs der CDU/CSU explizit artikuliert, die Entscheidung 
über die Ausgestaltung des Klimaschutzes solle den Expert:innen, wie Ingeunier:innen oder Ent-
wickler:innen, überlassen werden, anstelle der Ideolog:innen. Letztere repräsentieren im Diskurs 
die Grüne Regierung. Somit scheint die Politik also zumindest in Fragen des Klimaschutzes kein 
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legitimer Entscheidungsakteur. Die Gestaltung der Rahmenbedingungen, unter denen die Ex-
pert:innen Entscheidungen treSen können, soll in enger Absprache mit den Bürger:innen gesche-
hen, so dass breite Akzeptanz für diese Gestaltung gegeben ist und Klimaschutz sowie Klima-
schutzmaßnahmen also solche akzeptiert werden. Es bleibt jedoch im Diskurs oSen, welches Ziel 
Priorität zu haben hat: Der Klimaschutz oder die Herstellung von Akzeptanz bei den Bürger:innen. 
Mitunter scheint es, als sei Klimaschutz als solches kein zu verfolgendes Ziel mehr, wenn die Ak-
zeptanz für Klimaschutzmaßnahmen nicht gegeben sei. So beginnt die Einbindung der Bürger:in-
nen bereits bei der Identifikation von Problemen und Aufgaben; nicht nur das Wie der Problemlö-
sung ist partizipativ zu erörtern, sondern auch das Inwiefern, also die Frage, inwiefern ein Problem 
– wie der Klimawandel – ein Problem darstellt und inwiefern Dringlichkeit zur Lösung des Prob-
lems besteht. 

Im Diskurs der FDP wird Akzeptanz ebenso als Notwendigkeit für politische Vorhaben artiku-
liert. Entscheidungen müssen mit den Menschen und Für die Menschen getroSen werden. Der 
Staat als politischer Akteur wird als solches bisweilen als Antagonismus artikuliert und als etwas, 
dass dem Markt und der Gesellschaft entgegenstehe. In dieser Logik habe sich der Staat und in 
dem Sinne auch die Politik im Idealfall nicht in die Vorgänge des Markts und der Gesellschaft ein-
zumischen, da sich diese am besten selbst organisiere.  Im Diskurs der SPD ebenso wie dem der 
Grünen liegt ein starker Fokus auf der Findung von Kompromissen. So wird im Diskurs der SPD 
artikuliert, die Aufgabe der Regierung sei es, Bürger:innen zu Begleiten und Politik so zu gestalten, 
dass jene Mitgehen können. Anders als in den Diskursen von CDU/CSU und FDP wird jedoch nicht 
eine Politik artikuliert, die Entscheidungen möglichst Expert:innen oder anderen gesellschaftli-
chen Akteur:innen überlässt, sondern als eine, die die Gesellschaft von der Last des Entschei-
dens befreien solle und Entscheidungen so zu treSen habe, dass die  Bürger:innen im geringst-
möglichen Maße negative Auswirkungen dieser Entscheidungen in ihrem Leben spüren. Es ist also 
ein Art des Problemmanagements der Politik, in der der Staat zu einem Dienstleistungsunterneh-
men wird, der den Kund:innen – also den Bürger:innen – das bestmögliche Produkt zum geringst-
möglichen Preis zu präsentieren hat. Analog zu einem Unternehmen, das bei einem Produkt eine 
Zutat ändern muss – in diesem Fall ist dieser Grund Klimaschutz –  ist es darum bemüht, den Kon-
sument:innen ein möglichst unverändertes Erlebnis zu präsentieren und das Produkt weder zu 
verteuern noch minder qualitativ, also unangenehmer, zu gestalten. Im Diskurs der Grünen findet 
sich eine Mischung aus den beiden zuvor erläuterten Logiken. So wird die Problemlösung – also 
der als notwendig artikulierte Umstieg auf das klimaneutrale Heizen – als Aufgabe der gesamten 
Gesellschaft artikuliert. Unter dem Knotenpunkt Miteinander wird der Kompromiss also positiv 
artikuliert, während Konflikt und ein Gegeneinander antagonistisch dazu stehen. So sollen die ne-
gativen Folgen des zuvor beschriebene Produktwechsels nicht abgedämpft werden, sondern die 
Konsument:innen durch Werben und Erklären die Notwendigkeit der Produktveränderung verste-
hen und so als zufriedene Kund:innen gehalten werden. Gleichzeitig bleibt die im vorherigen Ab-
satz erläuterte Dienstleistungslogik bestehen. Es können und sollen sich zwar alle an der Ent-
scheidungsfindung beteiligen, die Ausführung obliegt jedoch der Politik. Aufgabe der Politik 
scheint in dieser Logik also zu sein, die Menschen für das neue, unbequemere Produkt zu begeis-
tern, um so Zufriedenheit und Kooperationswillen weiterhin aufrechtzuerhalten. Politik wird so als 
Akteur artikuliert, der Probleme zu lösen und die negativen Folgen dieser Problemlösung durch 
die SchaSung von Akzeptanz erträglich zu machen hat. Zusammenfassend lässt sich also eine 
klare befürwortende Artikulation der Logik des Konsenses in allen Diskursen wiederfinden. 
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7. Fazit 
Ziel der vorliegenden Arbeit war es, die Debatte um das Gebäudeenergiegesetz aus dem Jahr 2023 
zu beleuchten, die Bedeutungsstrukturen der beteiligten Parteien diskursanalytisch zu rekonstru-
ieren und die Analyseergebnisse im Lichte des Neoliberalismus zu interpretieren, um letztlich die 
Forschungsfrage dieser Arbeit zu beantworten: Inwieweit ist der parteipolitische Diskurs in der 
Debatte um das Gebäudeenergiegesetz im Jahr 2023 in Deutschland durch eine neoliberale He-
gemonie geprägt?  

Bereits in der Einleitung wurde die Relevanz des Forschungsgegenstandes deutlich. Politische 
Debatten, wie die um das Heizungsgesetz, scheinen sich gewisse Grundmuster, obgleich ver-
schiedener Themen, zu teilen. Dieser Beobachtung sollte nachgegangen werden. Dafür wurde zu-
nächst die Debatte rekonstruiert und die bisherige Forschungslandschaft beleuchtet. Im Theorie-
teil dieser Arbeit wurde die Theorie erklärt und deutlich, weshalb sie sich besonders gut eignet, 
um die tieferliegenden Bedeutungen einer politischen Debatte zu analysieren. Durch die Erläute-
rung des Neoliberalismus wurde ein klarer Analyserahmen geschaSen, der es ermöglichte, den 
Diskurs auf eine spezifische Art des Denkens hin zu untersuchen. Die Erklärung der genutzten 
Methodik machte den Umfang des Korpus deutlich, der versucht, die Debatte als Ganzes abzu-
bilden. Im Analyseteil dieser Arbeit stellte sich heraus, wie unterschiedlich und zugleich ähnlich 
die Diskurse der verschiedenen Parteien strukturiert sind. So erschien die Debatte um das Hei-
zungsgesetz als eine Art Arena; eine Hülle für eine Debatte um tieferliegende gesellschaftliche 
Konflikte wie um das Verständnis von Gerechtigkeit, Vernunft, oder Sicherheit. In keiner der un-
tersuchten Diskurse wurde das Heizungsgesetz selbst als Hauptknotenpunkt oder gar diskursive 
Trennlinie artikuliert. So gibt es zwar eine Debatte um das Gebäudeenergiegesetz, aber keinen 
Diskurs um das Gebäudeenergiegesetz. Die Debatte wurde zum Anlass für die Parteien, Bedeu-
tungen im gesamtgesellschaftlichen Diskurs neu zu strukturieren und um die Deutungshoheit ih-
rer Vorstellungen in der Gesellschaft zu ringen. Die im Diskurs tieferliegende konstruierte Bedeu-
tung von technischen BegriSen, wie dem CO2-Preis oder der TechnologienoSenheit, konnte mit-
hilfe der poststrukturalistischen Diskurstheorie rekonstruiert werden. Dies oSenbarte einen übe-
raschenden Gegensatz: Während auf der rhetorischen Ebene über etwas scheinbar Technisches 
und Unpolitisches wie die Art und Weise des Heizens gestritten wurde, standen dieser auf einer 
diskursiven Bedeutungsebene politisch aufgeladene Konflikte gegenüber, die den fundamentals-
ten Kern gesellschaftlicher Auseinandersetzungen, also Fragen danach, was als richtig und 
falsch, gut oder schlecht angesehen wird, verhandelten. Die Analyse im Lichte des Neoliberalis-
mus bestärkt diese Beobachtung, da auch das Neoliberale auf der rhetorischen Ebene von tech-
nischen und ökonomischen – also scheinbar unpolitischen – BegriSen wie ESizienz, Rationalität 
und Sachlichkeit geprägt ist, diese BegriSe aber in jenem Moment politisch aufgeladen werden, 
in denen sie im Diskurs die Funktion erfüllen sollen, gesellschaftliche Konflikte unsichtbar er-
scheinen zu lassen und zu negieren. Politische BegriSe wie Ideologie oder der BegriS Politisch 
selbst, wie sich in der Analyse zeigte, werden diskreditiert und antagonisiert. So wird der Diskurs 
auf das begrenzt, was den Logiken des Neoliberalismus entspricht. In keiner der Diskurse der Par-
teien wurden die neoliberalen Logiken und Strukturen in Frage gestellt, sondern weitestgehend 
übernommen und reproduziert. Indem in allen Diskursen die neoliberalen Logiken reproduziert 
wurden und versucht wurde, das beste Argument im Sinne der neoliberalen Logiken zu bringen, 
wurden die neoliberalen Logiken zum äußersten Rand des diskursiven Feldes; sozusagen zu dem, 
was die Debatte umrahmte. So sind die neoliberalen Logiken in der Debatte hegemonial. 
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Bei Bearbeitung der vorliegenden Arbeit mussten Einschränkungen vorgenommen werden, 
wie es in einer Forschung üblich ist, nicht zuletzt um dem vorgegeben Umfang Rechnung zu tra-
gen. So wurden die Parteien der politischen Rändern, die AfD und Die Linke, sowie andere, klei-
nere Parteien, nicht analysiert, obwohl die Erkenntnisse die Untersuchung durchaus hätten be-
reichern können und ein vielfältigeres, uneindeutigeres Ergebnis hätten hervorbringen können. 
Auch wurde die Auswahl der Quellen limitiert und Beiträge auf Social Media, Podcasts oder Pres-
semitteilungen nicht in den Korpus integriert. Vor allem Beiträge auf Social Media hätten die Er-
gebnisse unter Umständen verändern können, da die Zielgruppe anders als im Fernsehen oder in 
überregionalen Zeitungen deutlich spezifischer und meist homogener ist. Auch wird auf Social 
Media keine Selektion der Sprecher:innen vorgenommen, wie es bspw. Talkshow durch Einladen 
der Gäste tun. Diejenigen Politiker:innen, die generell eingeladen werden, beschränken sich meist 
auf eine Handvoll pro Partei, was in der Beurteilung der Analyseergebnis dieser Arbeit berücksich-
tigt werden sollte. 

Diese Arbeit konnte zwar eine gewisse Forschungslücke schließen, doch eröSnet sie auch die 
Perspektive auf mögliche neue Forschungsmöglichkeiten. So gibt es fortlaufend politische Debat-
ten, deren Analyse auf Grund anderer gesellschaftlicher Umstände und Konstellationen zu neuen 
Ergebnissen führen dürfte. Auch die Analyse im Lichte einer anderen Theorie als der des Neolibe-
ralismus wäre erkenntnisbringend, sowie eine vergleichende Analyse mit einer ganz und gar an-
dersgelagerten Debatte, um einen Kontrast zu einer neoliberal geprägten Debatte zu schaSen und 
herauszuarbeiten, durch welche Bedeutungsstrukturen solch eine Debatte alternativ geprägt sein 
könnte. 
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I. Korpus der Diskursanalyse 
 
Anne Will 
23.03.2023: Jens Spahn (CDU), Konstantin Kuhle (FDP) und Jürgen Trittin (Grüne) 

Schluss mit Gas, Öl, Diesel und Benzin – Hat die Ampel dafür einen Plan? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=0XgkgtPMwzA 

 
23.04.2023: Klara Geywitz (SPD) und Jens Spahn (CDU) 

Ende von Öl- und Gasheizungen: Höchste Zeit oder überstürzter Plan? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=K7XlZkkVlyg  

 
30.04.2023: Stephan Weil (SPD), Franziska Brantner (Grüne) und Thorsten Frei (CDU) 

Die Klima-Politik der Ampel - Öko-Wirtschaftswunder oder Gefahr? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=x2xvYnHzm1g 

 
14.05.2023: Lars Klingbeil (SPD), Ricarda Lang (Grüne) und Mario Czaja (CDU) 

Hat die Ampel Lösungen für die aktuellen Krisen? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=rLg1YE3zhok  
 

04.06.2023: Katharina Dröge (Grüne), Christian Dürr (FDP) und Phillip Amthor (CDU) 
Verliert die Ampel beim Klimaschutz den Rückhalt? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=f-cqtZofeFk  

 
19.06.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Ist die Regierung noch handlungsfähig? | Anne Will 
https://www.youtube.com/watch?v=Bh6ilUwDLU8  

 
ARD-Sommerinterview 
02.07.2023: Olaf Scholz (SPD) 

ARD-Sommerinterview mit Olaf Scholz, Bundeskanzler 
https://www.youtube.com/watch?v=libwPxI6wXs 

 
30.07.2023: Ricarda Lang (Grüne) 

Grünen-Vorsitzende Ricarda Lang im ARD-Sommerinterview 
https://www.youtube.com/watch?v=IOSZ-BAySlg 
 

06.08.2023: Markus Söder (CSU) 
ARD-Sommerinterview mit Markus Söder, CSU 
https://www.youtube.com/watch?v=YwbGAVj_6_M 
 

27.08.2023: Friedrich Merz (CDU) 
CDU-Chef Merz im ARD-Sommerinterview 
https://www.youtube.com/watch?v=RYaqpZ-WScc 
 

03.09.2023: Christian Lindner (FDP) 
FDP-Chef Christian Lindner im ARD-Sommerinterview 
https://www.youtube.com/watch?v=c2EWZXGPRPw 

 
BILD 
19.03.2023: Stephan Weil (SPD) 
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Eichinger, Roman, Angelika Hellemann und Niels Starnick: Bittere Prognose von 
Niedersachsens Ministerpräsident Weil: In 15 Jahren wird der Strom billiger. Exklusives 
Interview mit Bild am Sonntag. 
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/habecks-zeitplanung-stiftet-mehr-scha- 
den-als-nutzen-
83250516.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F 
 

26.03.2023: Klara Geywitz (SPD) 
Hellemann, Angelika, Jan Schäfer und Wolf Lux: Bauministerin verspricht wegen Heiz-
Hammer: Niemand verliert sein Haus! 
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/bauministerin-geywitz-im-interview-
niemand-verliert-sein-haus-
83332486.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F 

 
20.04.2023: Christian Dürr (FDP) 

Schäfer, Jan W.: FDP-Fraktionschef kündigt in Bild an: Ich werde Habecks Heiz-Hammer 
entschärfen! Christian Dürr über Klimaschutz, Strafen und Wärmepumpen-Förderung. 
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/streit-um-heiz-hammer-christian-duerr-
kuendigt-entschaerfung-vom-habeck-gesetz-a-
83620776.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F 

 
14.05.2023: SteSi Lemke (Grüne) 

Hellemann, Angelika und Lydia Rosenfelder: Grüne Umweltministerin Lemke: „Menschen 
können sich nicht vorstellen, wie teuer Öl und Gas werden“. 
https://m.bild.de/politik/inland/politik/umweltministerin-lemke-unvorstellbar-wie-teuer-
oel-und-gas-werden-
83915986.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F  

 
Deutschlandfunk 
07.05.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Münchenberg, Jörg: Interview der Woche: Habeck nennt Heizungspläne „Meilenstein“ der 
deutschen Klimapolitik. 
https://www.deutschlandfunk.de/habeck-nennt-heizungsplaene-meilenstein-der-
deutschen-klimapolitik-102.html  

 
30.05.2023: Frank SchäSler (FDP) 

Meurer, Friedbert: FDP-Politiker Frank SchäSler: „Ökonomischer Unsinn – sagen viele“. 
https://www.deutschlandfunk.de/fdp-gegen-die-ampel-interview-mit-frank-schaeSler-
fdp-bundestagsabgeordneter-dlf-d807f3ba-100.html 

 
14.06.2023: Klaus-Peter Wilsch (CDU) 

Heckmann, Dirk-Oliver: Heizungsgesetz im Bundestag: Wilsch (CDU): „Bisher haben wir 
nur Leitplanken“. 
https://www.deutschlandfunk.de/heizungsgesetz-immer-noch-unausgegoren-interv-
klaus-peter-willsch-cdu-dlf-40758283-100.html  

 
Die Zeit 
18.03.2023: Stefan Wenzel (Grüne) 

Schuler, Katharina: Stefan Wenzel: „Die Zeit drängt“. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-03/stefan-wenzel-oel-gasheizungsverbot-
wirtschaftsstaatssekretaer  

 
30.03.2023: Robert Habeck (Grüne) 

https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/bauministerin-geywitz-im-interview-niemand-verliert-sein-haus-83332486.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/bauministerin-geywitz-im-interview-niemand-verliert-sein-haus-83332486.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/bauministerin-geywitz-im-interview-niemand-verliert-sein-haus-83332486.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/streit-um-heiz-hammer-christian-duerr-kuendigt-entschaerfung-vom-habeck-gesetz-a-83620776.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/streit-um-heiz-hammer-christian-duerr-kuendigt-entschaerfung-vom-habeck-gesetz-a-83620776.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/streit-um-heiz-hammer-christian-duerr-kuendigt-entschaerfung-vom-habeck-gesetz-a-83620776.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
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Hensel, Jana und Fabian Reinbold: Robert Habeck: „Wir ziehen uns nicht in die Ecke der 
Neinsager zurück“. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-03/koalitionsausschuss-robert-habeck-
klimaschutz-ampel-koalition-interview 

 
31.03.2023: Christian Dürr (FDP) 

Caspari, Lisa und Michael Schlieben: Christian Dürr: „Ein Heizungsverbot ist vom Tisch“. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-03/christian-duerr-fdp-klimaschutz-
ampel-koalition-interview  

 
11.06.2023: Renate Künast (Grüne) 

Hensel, Jana und Katharina Schuler: Renate Künast: „Ich glaube, Robert ärgert sich 
selbst“. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/renate-kuenast-gruene-
ampelkoalition-regierungskrise  

 
17.06.2023: SteSi Lemke (Grüne) 

Grabitz, Ileana und Fabian Reinbold: SteSi Lemke: “Das kann man nicht bei Annalena 
Baerbock abladen“. 
https://www.zeit.de/politik/2023-06/steSi-lemke-heizungsgesetz-die-gruenen-
umweltschutz-interview  

 
23.06.2023: Boris Rhein (CDU) 

Caspari, Lisa: Boris Rhein: „Wegen des Genders würde keinen Kulturkampf ausrufen“. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/boris-rhein-cdu-hessen-ampel-
koalition-heizungsgesetz 

 
26.04.2023: Friedrich Merz (CDU) 

Hildebrandt, Tina und Mariam Lau: Friedrich Merz: „Das ist völlig inakzeptabel“. 
https://www.zeit.de/2023/18/friedrich-merz-letzte-generation-klimaschutz 
  

09.08.2023: Robert Habeck (Grüne) 
Di Lorenzo, Giovanni: Robert Habeck: „Da haben wir alle nicht genau hingeschaut, da 
waren wir zu selbstvergessen, zu träge, zu bequem, vielleicht auch zu denkfaul“. 
https://www.zeit.de/2023/34/robert-habeck-ampel-regierung-klimapolitik  

 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 
28.02.2023: Jens Spahn (CDU) 

Geinitz, Christian: Heizungspläne der Grünen: „Habecks Zeitplan ist unrealistisch, seine 
Kommunikation chaotisch“. 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/jens-spahn-zu-
heizungsplaenen-habecks-zeitplan-ist-unrealistisch-18711978.html  

 
17.06.2023: Robert Habeck (Grüne)  

Bollmann, Ralph: Robert Habeck: „Vielleicht habe ich in dieser Situation nicht mehr alles 
richtig gemacht“. 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/habecks-heizungsgesetz-
wirtschaftsminister-gesteht-fehler-ein-18968895.html  

 
09.07.2023: Ricarda Lang (Grüne) und Friedrich Merz (CDU) 

Bubrowski, Helene und Matthias Wyssuwa: Lang streitet mit Merz: „Unsere Hauptgegner 
sind die Probleme im Land“. 
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https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/cdu-chef-friedrich-merz-im-streit-mit-
gruenen-chefin-ricarda-lang-19021528.html 

 
Funke Mediengruppe 
03.06.2023: Annalena Baerbock (Grüne) 

Backfisch, Michael und Jochen Gaugele: Interview mit Baerbock: „Robert hat keinen 
Grund, in Sack und Asche zu gehen“. Berliner Morgenpost. 
https://www.morgenpost.de/politik/article238571239/heizung-baerbock-habeck-
heizungsgesetz-interview.html  

 
11.08.2023: Olaf Scholz (SPD) 

Debes, Martin, Jan Hollitzer und Chiara Schönau (2023): „Natürlich kriegen wir das hin“: 
Bundeskanzler Olaf Scholz im Interview. Thüringer Allgemeine. 
https://www.thueringer-allgemeine.de/politik/article404743284/bundeskanzler-olaf-
scholz-im-interview.html 

 
Handelsblatt 
04.07.2023: Christian Lindner (FDP) 

Greive, Martin, Jan Hildebrand und Thomas Sigmund: Christian Lindner im Interview: „Wir 
können schnell in der zweiten Liga landen“. 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/christian-lindner-im-interview-wir-
koennen-schnell-in-der-zweiten-liga-landen/29235316.html  

 
Maischberger 
14.03.2023: Ricarda Lang (Grüne) und Jens Spahn (CDU) 

Ricarda Lang (Bündnis '90/Grüne) und Jens Spahn (CDU) im Gespräch I maischberger 
https://www.youtube.com/watch?v=xrlANVsaPIY 

 
02.05.2023: Christian Lindner (FDP) 

Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) über die Klimapolitik der Ampel | 
maischberger 
https://www.youtube.com/watch?v=2j-rzKjJogc  

 
16.05.2023: Jens Spahn (CDU) und Tarek Al-Wazir (Grüne) 

Über das GEG und Filzvorwürfe: Jens Spahn (CDU) und Tarek Al-Wazir (B‘90/Grüne) | 
maischberger 
https://www.youtube.com/watch?v=ihXoy2L7g9Q 
 

23.05.2023: Katharina Schulze (Grüne) 
Heizungs-Streit: Katharina Schulze (B’90/Grüne) und Hubert Aiwanger (Freie Wähler) | 
maischberger 
https://www.youtube.com/watch?v=-8MgACj0UX4 

 
14.06.2023: Ricarda Lang (Grüne) 

„Haben soziale Aspekte beim Heizungsgesetz vernachlässigt“: Ricarda Lang (B'90/Grüne) 
| maischberger 
https://www.youtube.com/watch?v=aN8rWxknfKY 

 
28.06.2023: Olaf Scholz (SPD) 

Wirtschaftskrise, Ampelstreit, Ukraine-Krieg: Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) | 
maischberger extra 
https://www.youtube.com/watch?v=HDV4Zqy5jwg  
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Markus Lanz 
28.03.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Robert Habeck über den Ampel-Streit | Markus Lanz vom 28. März 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=VAnmSvWbWjM 

 
31.03.2023: Anton Hofreiter (Grüne) 

Heizungs-Debatte: Hofreiter verärgert über SPD und FDP | Markus Lanz vom 21. März 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=qKGRkdu0-DE 

 
25.04.2023: Christian Dürr (FDP) 

Viessmann-Verkauf, Habecks Heiz-Gesetz: Dürr in Sorge um deutsche Wirtschaft I 
Markus Lanz 25.04.23 
https://www.youtube.com/watch?v=jjypyhIYxnU  

 
02.05.2023: Markus Söder (CSU) 

Markus Söder: Die Grünen sind eine "Enttäuschung" in der Ampel | Markus Lanz vom 2. 
Mai 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=Owvq5PiZNlM 

 
16.05.2023: Wolfgang Kubicki (FDP) 

Harte Diskussion über Habecks Gebäudeenergiegesetz | Markus Lanz vom 16. Mai 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=mozBIJ1qFUE 

 
06.06.2023: Cem Özdemir (Grüne) 

Wie sehr schadet das Heizungsgesetz der Ampelregierung? | Markus Lanz vom 06. Juni 
2023 
https://www.youtube.com/watch?v=dB6h4op59MI 

 
13.06.2023: Konstantin Kuhle (FDP) 

FDP-Politiker zum Heizungsstreit: Müssen uns an „eigene Nase“ fassen | Markus Lanz vom 
13.06.2023 
https://www.youtube.com/watch?v=7TRQKT1Y8R4  

 
29.06.2023: Bettina Stark-Watzinger (FDP) 

Heizen mit WasserstoS: Verliert sich die FDP in TechnologieoSenheit? | Markus Lanz vom 
29.06.2023 
https://www.youtube.com/watch?v=H2ttzp2gMxg  

 
06.07.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Habeck zum Heizungsgesetz: Stopp "kein Beinbruch" | Markus Lanz vom 06. Juli 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=f44emL6s1J0 

 
12.07.2023: Thomas Heilmann (CDU) 

Heizungsgesetz: CDU-Politiker Heilmann kündigt weiter Widerstand an | Markus Lanz vom 
12. Juli 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=eqE13pzok3I 
 

06.09.2023: Kevin Kühnert (SPD) und Johannes Winkel (CDU) 
Sozialstaat in der Kritik: Kühnert wirft Merz „Lüge“ vor | Markus Lanz vom 06. September 
2023 
https://www.youtube.com/watch?v=xmjNY_AdrI8 
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https://www.youtube.com/watch?v=mozBIJ1qFUE
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Maybrit Illner 
23.03.2023: Ricarda Lang (Grüne) und Michael Kretschmer (CDU) 

Heizung, Strom, Ampel-Streit - Klima retten auf die harte Tour? | maybrit illner vom 
23.03.2023 
https://www.youtube.com/watch?v=a8o7i00gAfo 

 
01.06.2023: Kevin Kühnert (SPD), Katrin Göring-Eckert (Grüne) und Mario Czaja (CDU) 

Heizungsgesetz-Debatte: Ampel streitet, Land verzweifelt | maybrit illner vom 01.06.2023 
https://www.youtube.com/watch?v=EU2j5CBKX3A 

 
06.07.2023: Ricarda Lang (Grüne) und Alexander Dobrindt (CDU) 

Heizung, Haushalt, Abschwung: Ampel im Krisenmodus? | maybrit illner vom 06. Juli 2023 
https://www.youtube.com/watch?v=u68Qb8aIYkY 

 
Phoenix 
14.06.2023: Ulf Kämpfer (SPD) 

Ulf Kämpfer zum Heizungsgesetz am 14.06.23 
https://www.youtube.com/watch?v=kFSH2inFcVM 

 
03.07.2023: Reinhard Houben (FDP) 

Heizungsgesetz: Interview mit Reinhard Houben (FDP, Wirtschaftspolitischer Sprecher) 
am 03.07.23 
https://www.youtube.com/watch?v=4GH5Pj_npf0 

 
07.07.2023: Thomas Heilmann (CDU) 

Stopp Heizungsgesetz: Interview mit Thomas Heilmann (CDU) 
https://www.youtube.com/watch?v=YLqiG-OFeJs 

 
Süddeutsche Zeitung 
16.06.2023: Christian Lindner (FDP) 

Hulverscheidt, Claus, Nicolas Richter, Henrike Roßbach: Christian Lindner im Interview: 
„Ich spüre geradezu ein Aufatmen im Land“. 
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/christian-lindner-fdp-
heizungsgesetz-ampelkoalition-bundeshaushalt-e317491/?reduced=true  

 
30.06.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Bauchmüller, Michael, Claus Hulverscheidt und Nicolas Richter: Habeck im Interview: 
„Das haben wir zuletzt nicht so toll hinbekommen“. 
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/robert-habeck-heizungsgesetz-
ampel-koalition-klimaschutz-fehler-e689131/?reduced=true  

 
Tagesthemen 
22.03.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Ampel-Koalition: Habeck kritisiert Leistung der Bundesregierung | tagesthemen-Interview 
https://www.youtube.com/watch?v=fXt5NmAWmec 

 
10.05.2023: Robert Habeck (Grüne) 

Habeck zur „Trauzeugen-ASäre“ | tagesthemen-Interview 
https://www.youtube.com/watch?v=HwBqpDccMWU 

 
Taz (die Tageszeitung) 
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14.05.2023: Matthias Miersch (SPD) 
Lehmann, Anna: SPD-Politiker zum Heizungsgesetz: „Wir sind fest entschlossen“. 
https://taz.de/SPD-Politiker-zum-Heizungsgesetz/!5931728/ 

 
04.06.2023: Katharina Dröge (Grüne) 

Am Orde, Sabine und Anja Krüger: Grüne verteidigt Heizungsgesetz: „Die Ampel streitet zu 
viel“. 
https://taz.de/Gruene-verteidigt-Heizungsgesetz/!5938342/  

 
WELT 
14.06.2023: Julia Klöckner (CDU) 

14.6.2023 - Interview mit WELT TV über das Heizungsgesetz der Bundesregierung 
Hochgeladen auf dem Kanal von Julia Klöckner 
https://www.youtube.com/watch?v=Yd0LCt_WDgQ 

 
15.06.2023: Carsten Linnemann (CDU) 

CDU-Kritik am Heizungsgesetz: „Menschen wurden sorgen nicht abgenommen“ – 
Linnemann | Welt Interview 
https://www.youtube.com/watch?v=D9BeVjoCNVc 

 
15.06.2023: Mario Czaja (CDU) 

Kritik an Heizungsgesetz von CDU: "Die Menschen haben Angst vor diesem Klimagesetz" | 
WELT Interview 
https://www.youtube.com/watch?v=05rr3aDUwgI 

 
 
 
 

  

https://taz.de/SPD-Politiker-zum-Heizungsgesetz/!5931728/
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 48 

II. Literaturverzeichnis 
Albrecht, Fabian, Dpa, und Afp. 2023. „Klimaschutz: Bundesregierung beschließt Vorgaben zum 

Heizungstausch“. Zeit.de. https://www.zeit.de/wirtschaft/2023-04/bundesregierung-
beschliesst-vorgaben-zum-heizungstausch (14. Januar 2026). 

Alexander, Robin. 2025. Letzte Chance: Der neue Kanzler und der Kampf um die Demokratie. 
München: Siedler Verlag. 

Amri-Henkel, Andrea. 2021. Die Energiewende im Bundestag: ein politisches 
Transformationsprojekt?: Eine Diskursanalyse aus feministischer und sozial-
ökologischer Perspektive. Bielefeld: transcript Verlag. 

Apel, Johanna, und Milena Wurmstädt. 2023. „Monatelanges Gezerre: Chronologie eines 
Debakels: der lange Weg des Heizungs­gesetzes“. Rnd.de. 
https://www.rnd.de/wirtschaft/streit-um-das-heizungsgesetz-chronologie-eines-
debakels-SZJ6R6A2UZGCJNZMC325MF446M.html#2020-gebaude-energie-gesetz-
verabschiedet (14. Januar 2026). 

Asc, Reuters, und Dpa. 2025. „Koalitionsausschuss: Merz benennt Heizungsgesetz um – 
Eckpunkte sollen bis Ende Januar kommen“. Spiegel.de. 
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/koalitionsausschuss-friedrich-merz-
benennt-heizungsgesetz-um-eckpunkte-bis-ende-januar-a-2a5e2452-ebba-4763-88e7-
a81be61e7aa4 (13. Januar 2026). 

Bach, Christine. ohne Jahr. „Geschichte der CDU: Erneuerung in der Opposition seit 2021“. 
Kas.de. https://www.kas.de/de/web/geschichte-der-cdu/erneuerung-in-der-opposition-
friedrich-merz-ralph-brinkhaus (15. Januar 2026). 

Berliner Morgenpost. 2023. „Journalismus: Funke Mediengruppe verteidigt Spitzenplatz im 
Zitate-Ranking“. Morgenpost.de. 
https://www.morgenpost.de/politik/article237350843/medien-funke-mediengruppe-
zitate-ranking-2022.html (15. Januar 2026). 

Biebricher, Thomas. 2022. Neoliberalismus zur Einführung. 4. Auflage. Hamburg: Junius Verlag. 

Bild. 2023. „Schon ab 2024! - Habeck will Öl- und Gas-Heizungen verbieten“. x.com. 
https://x.com/BILD/status/1630295871056228357 (15. Januar 2026). 

Bogner, Manuel, Sven Crefeld, und Dpa. 2023. „Klimapolitik: Mehrere Tausend Menschen 
protestieren gegen Heizungsgesetz“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/erding-markus-soeder-demonstration-
heizungsgesetz (14. Januar 2026). 

Bollmann, Ralph. 2023. „Robert Habeck: ‚Vielleicht habe ich in dieser Situation nicht mehr alles 
richtig gemacht‘“. Faz.net. https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-
nachhaltigkeit/habecks-heizungsgesetz-wirtschaftsminister-gesteht-fehler-ein-
18968895.html (11. Januar 2026). 

Braungardt, Sibylle, Friedhelm Keimeyer, und Carmen Loschke. 2024. „Is the ‚heating Hammer‘ 
Hitting Energy ESiciency Policy? Learnings from the Debate around the German 
Buildings Energy Act“. Eceee Summer Study proceedings: 235–42. 
https://proceedings.eceee.org/papers/proceedings2024/3-028-24_Braungardt.pdf (28. 
November 2025). 



 49 

Brown, Wendy. 2021. Die schleichende Revolution: wie der Neoliberalismus die Demokratie 
zerstört. 2. Auflage. Berlin: Suhrkamp Verlag. 

Bubrowski, Helene, und Matthias Wyssuwa. 2023. „Lang streitet mit Merz: ‚Unsere Hauptgegner 
sind die Probleme im Land‘“. Faz.net. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/cdu-
chef-friedrich-merz-im-streit-mit-gruenen-chefin-ricarda-lang-19021528.html (8. Januar 
2026). 

Bundesamt für Justiz. 2023. Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer 
Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG). 
https://www.gesetze-im-internet.de/geg/BJNR172810020.html (13. Januar 2026). 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen. 2023. „Referentenentwurf: Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und mehrerer Verordnungen zur Umstellung der 
Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien“. Businessinsider.de. 
https://cdn.businessinsider.de/wp-content/uploads/2023/02/Referentenentwurf.pdf 
(14. Januar 2026). 

Bundesverfassungsgericht. 2023. „Erfolgreicher Eilantrag gegen die Gestaltung des 
Gesetzgebungsverfahrens zum Gebäudeenergiegesetz“. Bundesverfassungsgericht.de. 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/bv
g23-063.html (14. Januar 2026). 

Bundeszentrale für politische Bildung. 2025. „Debatte: War der Atomausstieg die richtige 
Entscheidung?“ Bpb.de. https://www.bpb.de/themen/klimawandel/dossier-
klimawandel/559536/war-der-atomausstieg-die-richtige-entscheidung/ (14. Januar 
2026). 

Büüsker, Ann-Kathrin, und Mirjam Kid. 2023. „Das Heizungsgesetz und die Medien“. 
Deutschlandfunk.de. https://www.deutschlandfunk.de/heizungsgesetz-medien-
heizhammer-bild-spiegel-100.html (28. November 2025). 

Caspari, Lisa, Ferdinand Otto, Michael Schlieben, Katharina Schuler, und Fabian Reinbold. 
2023. „Gebäudeenergiegesetz: ‚Wir waren im absoluten Krisenmodus‘“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-09/gebaeudeenergiegesetz-
heizungsgesetz-bundestag-ampel-koalition (14. Januar 2026). 

Caspari, Lisa, und Michael Schlieben. 2023. „Christian Dürr: ‚Ein Heizungsverbot ist vom Tisch‘“. 
Zeit.de. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-03/christian-duerr-fdp-
klimaschutz-ampel-koalition-interview/komplettansicht (10. Januar 2026). 

Castán Broto, Vanesa, Linda Westman, und Ping Huang. 2023. „How Hegemonic Discourses of 
Sustainability Influence Urban Climate Action“. Buildings and Cities 4(1): 973–89. 
http://journal-buildingscities.org/articles/10.5334/bc.390/ (29. November 2025). 

Crouch, Colin. 2020. Das befremdliche Überleben des Neoliberalismus. 5. Auflage. Berlin: 
Suhrkamp Verlag. 

Cwiartka, Paulina, und Martin Nefzger. 2025. „Polit-Talks: Die fünf wichtigsten Talkshows 
Deutschlands im Überblick“. Morgenpost.de. https://www.morgenpost.de/kultur/tv-
streaming/article401485540/talkshow-tv-fernsehen-miosga-lanz-illner-maischberger-
klammroth.html (15. Januar 2026). 



 50 

Debes, Martin, Jan Hollitzer, und Chiara Schönau. 2023. „‚Natürlich kriegen wir das hin‘: 
Bundeskanzler Olaf Scholz im Interview“. thueringer-allgemeine.de. 
https://www.thueringer-allgemeine.de/politik/article404743284/bundeskanzler-olaf-
scholz-im-interview.html (10. Januar 2026). 

Deckwirth, Christina, und Aurel Eschmann. 2024. „Springer-Konzern: Nutzte Hauptaktionär KKR 
den Medienkonzern für politische Einflussnahme?“ Lobbycontrol.de. 
https://www.lobbycontrol.de/lobbyismus-und-klima/springer-konzern-nutzte-
hauptaktionaer-kkr-den-medienkonzern-fuer-politische-einflussnahme-118529/ (26. 
November 2025). 

Der Bundeskanzler. ohne Jahr. „Bundeskanzlerin Angela Merkel (2005 – 2021)“. 
Bundeskanzler.de. https://www.bundeskanzler.de/bk-de/content/angela-merkels-
kanzlerschaft-2045938 (14. Januar 2026). 

Der Spiegel. 2023. „Operation Wärmepumpe: Teuer und umstritten: Mit grünem Übereifer ins 
Chaos“. Spiegel.de. https://www.spiegel.de/spiegel/print/index-2023-21.html (13. 
Januar 2026). 

Dertwinkel-Kalt, Markus, und Max R. P. Grossmann. 2025. „Analysen Klimapolitik; Ideologie 
schlägt Information: Über die Grenzen von Kommunikation in der Klimapolitik“. 
Wirtschaftsdienst 105(7): 495–98. https://www.sciendo.com/article/10.2478/wd-2025-
0129 (26. November 2025). 

Deutscher Bundestag, Internetredaktion. 2021. „Energie: Bundestag beschließt das 
Gebäudeenergiegesetz trotz heftiger Krtik“. Bundestag.de. 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw36-de-
gebaudeenergiegesetz-
957824#:~:text=Ingbert%20Liebing%2C%20Hauptgeschäftsführer%20des%20Verbande
s,die%20im%20Gesetz%20vorgesehenen%20Regresspflichten (14. Januar 2026). 

Deutscher Bundestag, Online-Dienste. 2021. „Parlament: SPD wird stärkste Fraktion im neuen 
Bundestag“. Bundestag.de. 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw39-wahlergebnis-859676 (15. 
Januar 2026). 

Deutschland.de. 2025. „CDU/CSU: die Schwesterparteien“. Deutschland.de. 
https://www.deutschland.de/de/topic/politik/die-cducsu-parteien-im-deutschen-
bundestag. 

Deutschlandfunk. 2024. „Sprache: ‚Remigration‘ ist ‚Unwort des Jahres‘ 2023“. 
Deutschlandfunk.de. https://www.deutschlandfunk.de/remigration-ist-unwort-des-
jahres-112.html (13. Januar 2026). 

Die Bundeswahlleiterin, Pressestelle. 2021. „Bundestagswahl 2021: Endgültiges Ergebnis“. 
Bundeswahlleiterin.de. 
https://www.bundeswahlleiterin.de/info/presse/mitteilungen/bundestagswahl-
2021/52_21_endgueltiges-ergebnis.html (13. Januar 2026). 

Die Zeit. ohne Jahr. „Ampelkoalition: Ehemalige Koalition aus SPD, FDP und Grünen“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/thema/ampelkoalition (14. Januar 2026). 

Dimbath, Oliver. 2020. Einführung in die Soziologie. 4. Auflage. Paderborn: Wilhelm Fink Verlag. 



 51 

Dreesen, Philipp, Łukasz Kumięga, und Constanze Spieß. 2012. Mediendiskursanalyse: Diskurse 
- Dispositive - Medien - Macht. Wiesbaden: Springer VS. 

Eichinger, Roman, und Angelika Hellemann. 2023. „Bittere Prognose von Niedersachsens 
Ministerpräsident Weil: In 15 Jahren wird der Strom billiger“. Bild.de. 
https://m.bild.de/politik/inland/politik-inland/habecks-zeitplanung-stiftet-mehr-
schaden-als-nutzen-
83250516.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F (10. Januar 
2026). 

Erbas, Jonas. 2023. „Caren Miosga ersetzt Anne Will: Das ändert sich ab Januar in der Talkshow“. 
Merkur.de. https://www.merkur.de/boulevard/polit-talk-caren-miosga-ersetzt-anne-will-
das-aendert-sich-im-zr-92714003.html (15. Januar 2026). 

Foucault, Michel. 2022. Die Geburt der Biopolitik: Vorlesung am Collège de France 1978-1979. 9. 
Auflage. Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag. 

Frick, Marc, und Vera Huwe. 2020. „Klimapolitik zwischen Markt, Deliberation und Hegemonie - 
Der Emissionshandel und das Politische“. In Mannheim: ZEW – Leibniz-Zentrum für 
Europäische Wirtschaftsforschung GmbH Mannheim. 
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3732067. 

Grabitz, Ileana, und Fabian Reinbold. 2023. „SteSi Lemke: ‚Das kann man nicht bei Annalena 
Baerbock abladen‘“. Zeit.de. https://www.zeit.de/politik/2023-06/steSi-lemke-
heizungsgesetz-die-gruenen-umweltschutz-interview/komplettansicht (11. Januar 
2026). 

Greive, Martin, Jan Hildebrand, und Thomas Sigmund. 2023. „Christian Lindner im Interview: 
‚Wir können schnell in der zweiten Liga landen‘“. Handelsblatt.com. 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/christian-lindner-im-interview-wir-
koennen-schnell-in-der-zweiten-liga-landen/29235316.html (10. Januar 2026). 

Griggs, Steven, und David Howarth. 2019. „Discourse, Policy and the Environment: Hegemony, 
Statements and the Analysis of U.K. Airport Expansion“. Journal of Environmental Policy 
& Planning 21(5): 464–78. 
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/1523908X.2016.1266930 (29. November 
2025). 

Haas, Tobias, Hendrik Sander, Anna Fünfgeld, und Franziska Mey. 2025. „Climate Obstruction at 
Work: Right-Wing Populism and the German Heating Law“. Energy Research & Social 
Science 123. https://linkinghub.elsevier.com/retrieve/pii/S221462962500115X (26. 
November 2025). 

Habeck, Robert. 2025. Den Bach rauf: Eine Kursbestimmung. Köln: Kiepenheuer & Witsch. 

Haselberger, Stephan, und Daniel Friedrich Sturm. 2023. „Trauzeugen-ASäre: Wie die Grünen 
sich von Staatssekretär Graichen trennten“. Tagesspiegel.de. 
https://www.tagesspiegel.de/politik/trauzeugen-aSare-wie-die-grunen-graichen-fallen-
liessen-9841358.html (14. Januar 2026). 

Hayek, Friedrich A. von. 2025. Der Weg zur Knechtschaft. 1. Neuauflage. Reinbek: Lau Verlag. 

Hellemann, Angelika, und Lydia Rosenfelder. 2023. „Grüne Umweltministerin Lemke: 
‚Menschen können sich nicht vorstellen, wie teuer Öl und Gas werden‘“. Bild.de. 



 52 

https://m.bild.de/politik/inland/politik/umweltministerin-lemke-unvorstellbar-wie-teuer-
oel-und-gas-werden-
83915986.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F (11. Januar 
2026). 

Hellemann, Angelika, und Jan Schäfer. 2023. „Bauministerin Geywitz verspricht wegen Heiz-
Hammer: Niemand verliert sein Haus!“ Bild.de. https://m.bild.de/politik/inland/politik-
inland/bauministerin-geywitz-im-interview-niemand-verliert-sein-haus-
83332486.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F (16. Januar 
2023). 

Hennig, Hannes, Jürgen Herrlein, Frederic Jürgens, Guido Meyer, Gregor-Julius Ostermann, 
Sarah Plaßmann, Sabine Reimann, u. a. 2024. Das neue GEG - Gebäudeenergiegesetz: 
das „Heizungsgesetz“ im Miet-, WEG-, Bau- und Immobilienrecht. hrsg. Ulf Börstinghaus 
und Guido Meyer. München: C.H. Beck. 

Hensel, Jana, und Fabian Reinbold. 2023. „Robert Habeck: ‚Wir ziehen uns nicht in die Ecke der 
Neinsager zurück‘“. Zeit.de. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-
03/koalitionsausschuss-robert-habeck-klimaschutz-ampel-koalition-
interview/komplettansicht (11. Januar 2026). 

Hensel, Jana, und Katharina Schuler. 2023. „Renate Künast: ‚Ich glaube, Robert ärgert sich 
selbst‘“. Zeit.de. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/renate-kuenast-
gruene-ampelkoalition-regierungskrise (11. Januar 2026). 

Hildebrandt, Tina, und Mariam Lau. 2023. „Friedrich Merz: ‚Das ist völlig inakzeptabel‘“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/2023/18/friedrich-merz-letzte-generation-
klimaschutz/komplettansicht (8. Januar 2026). 

Howarth, David. 2000. Discourse. Buckingham: Open University Press. 

Hulverscheidt, Claus, Nicolas Richter, und Henrike Roßbach. 2023. „Christian Lindner im 
Interview: ‚Ich spüre geradezu ein Aufatmen im Land‘“. Sueddeutsche.de. 
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/christian-lindner-fdp-
heizungsgesetz-ampelkoalition-bundeshaushalt-e317491/?reduced=true (10. Januar 
2026). 

Jost, Pablo, Matthias Mack, und Johannes Hillije. 2024. Aufgeheizte Debatte: Eine Analyse der 
Berichterstattung über das Heizungsgesetz – und was wir politisch daraus lernen 
können. Berlin: Das Progressive Zentrum. https://www.progressives-zentrum.org/wp-
content/uploads/2024/04/240418_DPZ_Studie_Aufgeheizte-Debatte.pdf (28. November 
2025). 

Julia Klöckner. 2024. „14.6.2023 - Interview mit WELT TV über das Heizungsgesetz der 
Bundesregierung“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=Yd0LCt_WDgQ (8. 
Januar 2026). 

Kersting, Silke, Julian Olk, und Klaus Stratmann. 2023. „Neues Heizungsgesetz: Das antwortet 
Habeck auf die FDP-Fragen“. Handelsblatt.com. 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/neues-heizungsgesetz-das-
antwortet-habeck-auf-die-fdp-fragen/29182434.html (14. Januar 2026). 

Klein, Holger, und Malte Kreuzfeldt. 2023. „Wie und warum schüren Medien Angst vor dem 
geplanten Heizungsgesetz?“ Übermedien.de. https://uebermedien.de/84671/wie-und-



 53 

warum-schueren-medien-angst-vor-dem-geplanten-heizungsgesetz/ (26. November 
2025). 

Koalitionsausschuss der Bundesregierung. 2023. „Modernisierungspaket für Klimaschutz und 
Planungsbeschleunigung“. Wiwo.de. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/pdf-zum-
download-ergebnis-koalitionsausschuss-28-marz-2023/29065906.html (14. Januar 
2026). 

Krüger, Timmo. 2015. Das Hegemonieprojekt der ökologischen Modernisierung: Die Konflikte um 
Carbon Capture and Storage (CCS) in der internationalen Klimapolitik. Bielefeld: 
transcript Verlag. 

Laclau, Ernesto. 2005. On Populist Reason. London: Verso. 

Laclau, Ernesto, und Chantal MouSe. 2014. Hegemony and Socialist Strategy: Towards a Radical 
Democratic Politics. 2. Auflage. London: Verso. 

Lehmann, Anna. 2023. „SPD-Politiker zum Heizungsgesetz: ‚Wir sind fest entschlossen‘“. Taz.de. 
https://taz.de/SPD-Politiker-zum-Heizungsgesetz/!5931728/ (10. Januar 2026). 

Löhr, Julia. 2023. „Einigung ist da: Das sind die Details zum neuen Heizungsgesetz“. Faz.net. 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/ampeleinigung-zum-
heizungsgesetz-das-sind-die-details-18961528.html (14. Januar 2026). 

di Lorenzo, Giovanni. 2023. „Robert Habeck: ‚Da haben wir alle nicht genau hingeschaut, da 
waren wir zu selbstvergessen, zu träge, zu bequem, vielleicht auch zu denkfaul‘“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/2023/34/robert-habeck-ampel-regierung-
klimapolitik/komplettansicht (11. Januar 2026). 

Lubienetzki, Lars. 2024. „Mediatheken löschen ihre Inhalte“. mmm.verdi.de. 
https://mmm.verdi.de/medienwirtschaft/mediatheken-loeschen-ihre-inhalte-100421 
(15. Januar 2026). 

Marchart, Oliver, hrsg. 2017. Ordnungen des Politischen: Einsätze und Wirkungen der 
Hegemonietheorie Ernesto Laclaus. Wiesbaden: Springer Fachmedien. 
http://link.springer.com/10.1007/978-3-658-17259-6 (29. November 2025). 

Maxqda. ohne Jahr. „Maxqda: Für die Qualitative & Mixed Methods-Forschung“. Maxqda.com. 
https://www.maxqda.com/de/produkte/maxqda (15. Januar 2026). 

Meurer, Friedbert. 2023. „FDP-Politiker Frank SchäSler: ‚Ökonomischer Unsinn – sagen viele‘“. 
Deutschlandfunk.de. https://www.deutschlandfunk.de/fdp-gegen-die-ampel-interview-
mit-frank-schaeSler-fdp-bundestagsabgeordneter-dlf-d807f3ba-100.html (10. Januar 
2026). 

Münchenberg, Jörg. 2022. „Energiesparen in Deutschland: Die Bundesregierung und die 
Energiekrise“. Deutschlandfunk.de. https://www.deutschlandfunk.de/energiekrise-
deutschland-winter-100.html (14. Januar 2026). 

Navigum. 2025. „Post Übersetzung“. Navigum. https://www.navigium.de/latein-
woerterbuch/POST?nr=null (1. November 2025). 



 54 

am Orde, Sabine, und Anja Krüger. 2023. „Grüne verteidigt Heizungsgesetz ‚Die Ampel streitet zu 
viel‘“. Taz.de. https://taz.de/Gruene-verteidigt-Heizungsgesetz/!5938342/ (11. Januar 
2026). 

Phoenix. 2023. „Ulf Kämpfer zum Heizungsgesetz am 14.06.23“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=kFSH2inFcVM (10. Januar 2026). 

Schäfer, Jan W. 2023a. „FDP-Fraktionschef kündigt in Bild an: Ich werde Habecks Heiz-Hammer 
entschärfen! Christian Dürr über Klimaschutz, Strafen und Wärmepumpen-Förderung“. 
Bild.de. https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/streit-um-heiz-hammer-
christian-duerr-kuendigt-entschaerfung-vom-habeck-gesetz-a-
83620776.bild.html?t_ref=https%3A%2F%2Fm.bild.de%2Fpolitik%2Finland%2Fpolitik-
inland%2Fstreit-um-heiz-hammer-christian-duerr-kuendigt-entschaerfung-vom-
habeck-gesetz-a-
83620776.bildMobile.html%3Ft_ref%3Dhttps%253A%252F%252Fwww.google.com%25
2F (10. Januar 2026). 

Schäfer, Jan W. 2023b. „Knallharter Ampel-Krach: Lindner zerpflückt Habecks 
Heizungshammer“. Bild.de. https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/knallharter-
ampel-krach-lindner-zerpflueckt-habecks-heiz-hammer-
83070886.bild.html?t_ref=https%3A%2F%2Fm.bild.de%2Fpolitik%2Finland%2Fpolitik-
inland%2Fknallharter-ampel-krach-lindner-zerpflueckt-habecks-heiz-hammer-
83070886.bildMobile.html%3Ft_ref%3Dhttps%253A%252F%252Fwww.bild.de%252Fpo
litik%252Finland%252Fpolitik-inland%252Fknallharter-ampel-krach-lindner-
zerpflueckt-habecks-heiz-hammer-83070886.bild.html (14. Januar 2026). 

Schäfer, Jan W. 2023c. „Schon ab 2024! : Habeck will Öl- und Gas-Heizungen verbieten“. Bild.de. 
https://m.bild.de/bild-plus/geld/wirtschaft/politik-inland/habeck-will-oel-und-gas-
heizungen-verbieten-schon-ab-2024-
83042714.bildMobile.html?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.bild.de%2Fbild-
plus%2Fgeld%2Fwirtschaft%2Fpolitik-inland%2Fhabeck-will-oel-und-gas-heizungen-
verbieten-schon-ab-2024-83042714.bild.html (13. Januar 2026). 

Schröder, Jens. 2024. „IVW-Auflagen: ‚Welt‘, ‚Zeit‘ und ‚wochentaz‘ legen dank E-Paper-Plus zu“. 
Meedia.de. https://meedia.de/news/beitrag/15687-ivw-auflagen-quot-welt-quot-quot-
zeit-quot-und-quot-wochentaz-quot-legen-dank-e-paper-plus-zu.html (15. Januar 
2026). 

Schuler, Katharina. 2023. „Stefan Wenzel: ‚Die Zeit drängt‘“. Zeit.de. 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-03/stefan-wenzel-oel-gasheizungsverbot-
wirtschaftsstaatssekretaer/komplettansicht (11. Januar 2026). 

Sindre Sorhus. 2025. „Aiko“. apps.apple.com. 
https://apps.apple.com/de/app/aiko/id1672085276?platform=mac (15. Januar 2026). 

Söllner, Fritz. 2023. „Das neue Gebäudeenergiegesetz“. Wirtschaftsdienst 103(9): 619–23. 
https://www.sciendo.com/article/10.2478/wd-2023-0173 (26. November 2025). 

SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP. 2021. „Mehr Fortschritt wagen: Bündnis für Freiheit, 
Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit“. Spd.de. 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-
2025.pdf (14. Januar 2026). 



 55 

Sternberg, Jan. 2021. „Vorwärts und nicht vergessen – was steckt hinter dem BegriS 
Fortschritts­koalition?“ Rnd.de. https://www.rnd.de/politik/ampel-koalition-was-steckt-
hinter-dem-begriS-fortschrittskoalition-von-spd-gruene-und-fdp-
UTAQXM3EFJH2FCXXVKSDGEE2S4.html (26. Dezember 2025). 

Süddeutsche Zeitung. 2023. „Energie: Habeck plant Verbot neuer Gas- und Ölheizungen“. 
Sueddeutsche.de. https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/habeck-oel-und-
gasheizungen-verbot-2024-1.5759626 (14. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023a. „ARD-Sommerinterview mit Olaf Scholz, Bundeskanzler“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=libwPxI6wXs (10. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023b. „Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) über die Klimapolitik der 
Ampel | maischberger“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=2j-rzKjJogc 
(10. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023c. „CDU-Chef Friedrich Merz im ARD-Sommerinterview“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=RYaqpZ-WScc (10. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023d. „Die Klima-Politik der Ampel - Öko-Wirtschaftswunder oder Gefahr? | Anne 
Will“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=x2xvYnHzm1g (10. Januar 
2026). 

Tagesschau. 2023e. „Ende von Öl- und Gasheizungen: Höchste Zeit oder überstürzter Plan? | 
Anne Will“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=K7XlZkkVlyg (10. Januar 
2026). 

Tagesschau. 2023f. „FDP-Chef Christian Lindner im ARD-Sommerinterview“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=c2EWZXGPRPw (10. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023g. „‚Haben soziale Aspekte beim Heizungsgesetz vernachlässigt‘: Ricarda 
Lang (B’90/Grüne) | maischberger“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=aN8rWxknfKY (11. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023h. „Hat die Ampel Lösungen für die aktuellen Krisen? | Anne Will“. 
Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=rLg1YE3zhok (10. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023i. „Heizungs-Streit: Katharina Schulze (B’90/Grüne) und Hubert Aiwanger 
(Freie Wähler) | maischberger“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=-
8MgACj0UX4 (11. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023j. „Ricarda Lang (Bündnis ’90/Grüne) und Jens Spahn (CDU) im Gespräch I 
maischberger“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=xrlANVsaPIY (8. 
Januar 2026). 

Tagesschau. 2023k. „Über das GEG und Filzvorwürfe: Jens Spahn (CDU) und Tarek Al-Wazir 
(B‘90/Grüne) | maischberger“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=ihXoy2L7g9Q (8. Januar 2026). 

Tagesschau. 2023l. „Verliert die Ampel beim Klimaschutz den Rückhalt? | Anne Will“. 
Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=f-cqtZofeFk (8. Januar 2026). 



 56 

Tagesschau. 2023m. „Wirtschaftskrise, Ampelstreit, Ukraine-Krieg: Bundeskanzler Olaf Scholz 
(SPD) | maischberger extra“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=HDV4Zqy5jwg (11. Januar 2026). 

Tagesschau. 2025a. „Debatte vor der Bundestagswahl: Wie geht es mit dem Heizungsgesetz 
weiter?“ https://www.tagesschau.de/wirtschaft/energie/heizungsgesetz-gebaeude-
bundestagswahl-100.html (14. Januar 2026). 

Tagesschau. 2025b. „Nach der Bundestagswahl Was wird aus dem Heizungsgesetz“. 
Tagesschau.de. https://www.tagesschau.de/wirtschaft/energie/heizungsgesetz-
gebaeude-bundestagswahl-100.html (28. November 2025). 

Tagesschau. 2025c. „Was wird aus dem Heizungsgesetz“. Tagesschau.de. 
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/heizungsgesetz-zwei-jahre-koalition-
100.html (28. November 2025). 

Thom, Paulina. 2025. „Falschbehauptungen über Habeck, die CDU und das ‚Heizungsgesetz‘“. 
Correctiv.org. https://correctiv.org/faktencheck/hintergrund/2025/02/11/abgemildert-
statt-verschaerft-falsche-behauptungen-ueber-das-heizungsgesetz/ (26. November 
2025). 

Umweltbundesamt. 2017. Narrative und Diskurse in der Umweltpolitik: Möglichkeiten und 
Grenzen ihrer strategischen Nutzung. Zwischenbericht. 
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/narrative-diskurse-in-der-
umweltpolitik (29. November 2025). 

Unfried, Martin. 2023. „Die mediale Macht des ‚Heizhammers‘“. Klimareporter.de. 
https://www.klimareporter.de/gesellschaft/die-mediale-macht-des-heizhammers (29. 
November 2025). 

ZDFheute Nachrichten. 2023a. „FDP-Politiker zum Heizungsstreit: Müssen uns an ‚eigene Nase‘ 
fassen I Markus Lanz vom 13.06.2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=7TRQKT1Y8R4 (10. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023b. „Habeck zum Heizungsgesetz: Stopp ‚kein Beinbruch‘ | Markus 
Lanz vom 06. Juli 2023“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=f44emL6s1J0 
(11. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023c. „Harte Diskussion über Habecks Gebäudeenergiegesetz | 
Markus Lanz vom 16. Mai 2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=mozBIJ1qFUE (10. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023d. „Heizen mit WasserstoS: Verliert sich die FDP in 
TechnologieoSenheit? | Markus Lanz vom 29.06.2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=H2ttzp2gMxg (10. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023e. „Heizung, Haushalt, Abschwung: Ampel im Krisenmodus? | 
maybrit illner vom 06. Juli 2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=u68Qb8aIYkY (8. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023f. „Heizung, Strom, Ampel-Streit - Klima retten auf die harte Tour? | 
maybrit illner vom 23.03.2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=a8o7i00gAfo (10. Januar 2026). 



 57 

ZDFheute Nachrichten. 2023g. „Heizungsgesetz-Debatte: Ampel streitet, Land verzweifelt | 
maybrit illner vom 01.06.2023“. Youtube.com. 
https://www.youtube.com/watch?v=EU2j5CBKX3A (10. Januar 2026). 

ZDFheute Nachrichten. 2023h. „Robert Habeck über den Ampel-Streit | Markus Lanz vom 28. 
März 2023“. Youtube.com. https://www.youtube.com/watch?v=VAnmSvWbWjM (11. 
Januar 2026). 

 

 

 
 




